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Novellierung _ 1 Go-in bei den Juristen 

des Hessischen Hochschulgesetzes Die Fachschaftsvollversammlung 
der juristischen Fachschaft vom 
9. 5. 1968 beauftragte die Fach­
schaftsvertretung, in die Fakul­
tätss itzungen fünf Vertreter zu 
entsenden, um die Interessen der 
Studentenschaft wahrzunehmen. 

Wie dringlich die Abwah l des 
AStA-Vorsitzenden Birkholz war, 
wie deplaziert seine persönliche 
Erklärung nach der Abwahl, die 
der Universitäts-offiziöse uni­
report bereitwillig abdruckte, 
zeigte sich einige Tage später, 
als Birkholz mit dem Rektor seine 
früheren privaten Gespräche da­
hingehend fortsetzte, um kom­
missarisch zum AStA-Vorsitzen­
den ernannt zu werden, gewisser­
maßen zum Staatskommissar für 
die Studentenschaft. (Die Abwahl 
von Birkholz hatte ihren Grund in 
der verba·1 ab und zu gezeigten 
revolutionären Attitüde, der in 
der AStA-Tagesarbeit genau um, 
gekehrte Handlungen folgten, und 
in einer autoritären, den Nach­
richtenvorsprung nutzenden Poli­
tik gegenüber dem Parlament_) 
Als der Rektor sah, daß ihm sein 
Vertrauensmann in der Studen­
tenschaft verlorengehe und statt 
dessen der AStA durch den' von 
ihm selbst noch immer suspen­
dierten SOS besetzt werden wür­
de, unterstützt von LSD und SHB, 
der sich von seinem Mitglied Birk­
holz; distanziert hatte, erklärte er 
i:,eine Suspendierung des Studen­
tenparlaments für widerspruchs­
los gültig . und sperrte dem neu­
gewählten AStA das Konto. Die 
vom NHB initiierte Anfechtung der 
Wahl_ des augenblicklichen Stu­
dentenparlaments - nebenr ei"ner, 
juristischen Verfügung gegen all­
gemeinpolitische Äußerungen der 
Studentenschaft, das sogenannte 
Politische Mandat, und einigen 
Flugblättern seine einzige Aktivi-

- tät bisher an der Hochschule - , 
diese Wahlanfechtung einer 
Gruppe, die keinen einzigen Kan­
didaten ins Parlament bringen 
konnte, griff der Rektor, sehr 
präzise den Termin kalkulierend, 
wiede.r auf, so daß laut Satzung 
der Studentenschaft vor dem 

Semesterende keine Neuwahlen 
mehr möglich sind. (Die nächsten 
regulären Wahlen sind zu Anfang · 
des Wintersemesters.) Der Rek­
tor glaubt, mit diesen scheinbar 
administrativen Maßnahmen, die 
Führung der Studentenschaft 
handlungsunfähig zu machen. Mit 
der falschen Voraussetzung, daß 
die- Studentenbewegung hilflos 
an Rädelsführer gebunden sei, 
wo sie doch ihr PathcB gerade in 
der breitesten Teilnahme der In­
dividuen an der Durchsetzung 
ihrer politischen lnteress·en hat, 
nicht an der Delegation ihres Wil­
lens in sich verselbständigende 
Vertretungskörper. Eine hand­
lungsunfähige Studentenschaft 
braucht der Rektor, um ungehin­
dert seine erneute Wahl zum 
Rektor durchzusetzen, weswegen 
er eigens ein die Universitätssat­
zung von 1914 änderndes Konzil 
einberufen muß; die Wahl durch 
ein Konzil , in dem den Studenten 
und dem Mittelbau eine irrelevante 
Beteiligung zugestanden wäre. 
Dem Rektor könnte durch einen 
Beschluß des früheren Parla­
ments, das jetzt .laut Satzung das 
,,ungültig" gewählte ersetzen soll, 
seine Kabinettspolitik zuschan­
den gemacht werden, indem es 
den im Zeitraum seiner Zustän­
digkeit auch schon amtieren­
den AStA-Vorsitzenden Birkholz 
gleichfalls abwählt und das Par-ra-

Die Studentenschaft der Univer­
sität Marburg hat in verzweifelter 
Kompromißbereitschaft einen Sat­
zungsentwurf zu ih rem gemacht, 
der unter dem Namen „Waldecker 
Entwurf" schon eine gewisse Un­
rühmlichkeit erlangt hat. Aber 
selbst damit erreichte sie bei 
.ihren Ordinarien nichts. Aus der 
·Einsic_ht, wie notwendig für sie 
weite re Diskussionen sind, hatte 
sie einen Hessischen Studenten­
tag einberufen, in dessen Foren 
Vorsch läge für einen studenti­
schen Novellierungsvorsch lag zum 
HHG diskutiert wurden. Diese 
erneute Aktivität der Studenten­
schaft geht auf eine_ Unterneh­
mung des Landes Hessen zurück. 
Wir veröffentlichen im fo lgenden 
die Pressemittei lung des Hessi­
schen Ministerpräsidenten/Staats­
kanzle i vom 30. Mai 1968. Die 
dort genannten Desiderate klin­
gen zum Teil ganz erfreu lich. 
Vorauszuahnen ist. daß die For­
mel „Vertretung der Studenten in 
den Universitätsgremien im Sinne 
einer funktionsgerechten Mitwir­
kung " uns nicht die Dritte lparität 
bringen_· wi rd. (Dann werden wi r 
sie uns selber-nehmen.) 

Der Hessische 
Ministerpräsident 
Staatskan:ilei 

ment zur zuständigen, den 'poli- 62 Wiesbaden, den 30. Mai 1968 
tischen Willen der Studenten- Nach einem von dem Hessischen 
schalt darstellenden Repräsenta- Ministerpräsidenten Dr. G-eorg- _ 
tion erklä~t. so die Hoffnungen August Z inn angeregten Entwurf 
des Rektors auf eine reaktionäre soll das Hessische Hochschul-
Pol itik durch das alte Parlament gesetz vom _26. Mai 1966 erwei-
zunichte macht. Das „neue " Par- tert und ·neugefaßt werden, er-
lament hätte dann endlich sich an klärte heute ein Sprecher der 
die Spitze der $tudentenbewe- Staatskanzle i. Bei dieser Novel-
gung zu stellen, etwa im Zusam- lierung so llen Vertreter der Hoch-
menhang mit Aktionen währen~ schulen, der Studentenschaft und 
des s.;ttzungsänaernden Kor)zils der Öffentlichkeit beratend mit-
diese Woche. Veit Feg_er wirken. 

Bei der Neufassung des Hessi­
schen Hochschulgesetzes so llen 

· nicht nur die in Hessen erarbeite­
ten Vorstellungen einbezogen 
werden, sondern auch alle be­
deutsamen Vorschläge, die in 
anderen Ländern der Bundes­
republik als Grundlagen einer 
baldigen und effektiven Hoch­
schulreform im Verlauf der De­
batten der letzten Monate ge­
macht wurden. Als Diskuss ions­
grundlage soll eine Ausarbeitung 
des Hessischen ·Kul tusministers 
Prof. Dr. Ernst Schütte dienen, in 
der die neuesten Empfehlungen 
des Wissenschaftsrates, die Be­
schlüsse der Saarbrücker Rekto­
renkonferenz, aber auch die Vor­
stellungen der Studentenschaft 
se lbst und darüber hinaus der 
politischen Parteien berücksich-
tigt sind. · 
Bei der Neufassung des Hessi­
schen Hochschulgesetzes so llen 
folgende Überlegungen im Mit­
telpunkt stehen: 
1. Einfüh rung der Präs idialver­

fassung 
2. straffere Koordination in For-

schung und Lehre _ 
3. Übertragung von größerer 

Verantwortlichke it an die 
Dekane 

4. Neuordnung des Berufungs-, 
. des Prüfungs- und des Habi­

litationswesens 
_5. Sicherstellung des Status des 

Assistenten und der Ange­
hörigen des Mittelbaus 

6. angemessene quantitative 
Vertretung der Hochschulleh­
rer, der Assistenten, der An­
gehörigen des Mittelbaus und 
der Studenten in den Univer­
sitätsgremien im Sin ne einer 
fun.ktionsgerechten Mitwir­
kung 

7. Stärkung der Leistungsfähig­
keit -der -Institute durch Schaf­
fung von Institutsräten · 

Gemäß Antrag der -studentischen 
Vertreter wurden fünf Studenten 
als Gäste zur Fak1Jltätssitzung am 
15. 5. 1968 zugelassen, und zwar 
unter der Bedingung, daß eine 
endgültige Entscheidung erst auf 
der nächsten Fakultätssitzung 
herbeizuführen sei. 
Am 19. 6. 1968 wurde dieser An­
trag abschläg ig beschieden. Die 
Fachschaftsvert reter hatten zwar 
eine Teilnahme an der Beratung 
über diesen Tagesordnungspunkt 
gefordert, lediglich formalistische 
Argumente bestimmten die Pro­
fessoren, ohne Abstimmung die­
sem Verlangen nicht stattzuge­
ben. 
Aus der Befürchtung, daß bei An­
wesenheit auch von nur zwei Ver­
tretern eine schriftliche .Abstim­
mung ohne Aussprache stattfin­
den würde, und als Demonstra­
tion ihres Widerspruchs gegen­
über der Haltung der Professo­
renschaft verließen alle Fach­
schaftsvertreter den Sitzungs­
raum. 
Eine Begründung fü r den ableh­
nenden Beschluß wurde verwei­
gert, da nach Ansicht der Profes­
soren zwei Vertreter an .. -. der Be­
ratung hätten teilnehmen können. 
(Anm.: Für die zwei eingelade­
nen Studenten war nicht einmal 
für Sitzgelegenheiten gesorgt!) 
Da ein sachliches Argument auch 
nicht im Entferntesten ersichtl ich 
war, sondern die Teilnahme stu-

Überall Demokratisierung 
8. Intensivieru ng von Forschung 

und Lehre durch Einführung 
eines sinnvo ll geordnete-n 
Studienjahres 

. dentischer Vertreter ledig lich von 
der Gutmüt igkeit eines professo­
ralen Gremiums abhängig ist, 
waren ·vier der fünf Fachschafts­
vertrete r nich t bereit, sich diesem 
Diktat zu beugen. Sie betraten 
daher erneut den Sitzungssaal. 
Weder durch die Hinweise auf 
das Hausrecht (Drohung!??) noch 
die Möglichkeit des sofortigen 
Abbruchs der Sitzung sahen sich 
die Fachschaftsvertreter veran­
laßt, _den Raum zu verlassen. 

Seit Monaten sind in der Katho­
lischen Studentengemeinde in 
Frankfurt wie auch in anderen 
Studentengemeinden Diskussio­
nen über eine notwend ige Demo­
kratisierung dieser Gemeinden 
im Gange. Inzwischen hat der 
Vertrauensrat der Katholischen 
Studentengemeinde auf seiner 
Sitzung vom 27. Mai 1968 be­
schlossen, eine Vollversammlung 
aller katholischen Studenten der 
Frankfurter Univers ität einzube­
rufen. Bei dieser Vollversamm­
lung soll eine Gemeindeordnung 
verabschiedet werden, die den 
Erfordernissen einer demokra-
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tischen Meinungsbildung - inner­
halb der Gemeinde Rechnung 
trägt. 

Die Vollversammlung soll am 
Donnerstag, dem 11 . Juli 1968, 
um 20 Uhr c. t. im Studentenhaus 
Alfred Delp, Beethovenstraße 28, 
stattfinden. · 

In einer Reihe von offenen Dis­
kussionsabenden während der 
letzten Semesterferien, in ver­
schiedenen Kommissionssitzun­
gen sowie bei einer Wochenend­
tagung ist ein Entwurf einer Ge­
meindeordnung erarbeitet wor-

den. Dieser Entwurf steht Ihnen 
an folgenden Stellen zur Verfü­
gung: 
Sekretariat der Katho lischen Stu­
dentengemeinde, Beethovenstr. 
28; Clubheim, Savignystraße 61 1; 
Raum 34 des Studentenhauses 
Jügelstraße 1; -am Schwarzen 
Brett des Studentenhauses Alfred 
Delp, Beethovenstraße 28; am 
Schwarzen Brett der KSG neben 
dem Sekretariat der Universität ; 
am Schwarzen Brett der KSG ne­
ben dem AStA im Studentenhaus, 
Jügelstraße 1; Aufenthaltsraum 
der Medizinstudenten in der Uni­
versitätsklinik. 

9. Ab lösung des b-; sherigen 
Disziplinarrechts du rch ein 
studentisches Ordnungsrecht 

10. Förderung u'nd Unterstützung 
der Interessen der wissen­
schaftlichen Hochschulen 
du rch ein Kuratorium geeig­
neter, unabhängiger Persön­
lichkeiten. 

Die Landesregierung wird die 
Gesetzesvorlage -auch mit Rück­
sicht auf die von Fraktionen des 
Hessischen Landtags geäußerten 
Reformwünsche - - unverzüglich 
vorbereiten und unmittelbar nach 
deri Parlamentsferien im Landtag 
einbringe"n. 

Der Dekan brach daraufhin die 
Sitzung ab. 
Unter Verletzung ihres ·eigenen 
Beschlusses setzte die Fakultät 
ihre Sitzung an einem zunächst 
geheimen Ort fort, um ohne die 
Kontrolle bzw. die Argumente der 
studentischen Vertreter über die 
Interessen der Studenten zu be­
raten. 
Die Professoren der jl)ristischen 
Fakultät hab.en jetzt mit unserem 
organisierten Widerstand zu rech-
nen. 
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Der Hessische Kultusminister 
Az. H II 3-433/23-44-
29. 4. 68 

An den 
Ältestenrat 
der Studentenschaft der 
Johann-Wolfgang-Goethe­
Universität 

Der Rektor der Johann-Wolfgang­
Goethe-Universität hat mich dar­
über unterrichtet, daß die Wahl 
zum Studentenparlament, die am 
13./16. 11. 1967 stattgefunden 
hat, von dem Nationaldemokratl­
schen Hochschulbund und von 
Herrn cand. med. R. Werner an­
gefochten worden ist. Die Ein­
sprüche sind mit Ihren Beschei­
den vom 27. 11 . und 21 . 12. 1967 
zurückgewiesen worden. 
Die Beschwerdeführer haben ge­
gen diese Bescheide am 28. 11 . 
1967 und 21. 1. 1968 Rechtsauf­
sichtsbeschwerde eingelegt. 
Als oberste Aufsichtsbehörde 
(§ 39 Hochschulgesetz) habe ich 
mich über die von den Be­
schwerdeführern erhobenen Be­
anstandungen informiert. Dabei 
habe ich zugrunde gelegt: 
a) Ihre Bescheide vom 27. 11. und 

21. 12. 1967, 
b) die Aufstellung des Mitgliedes 

des Ältestenrates, Herrn Dieter 
Thelen, über die Möglichkeit 
der Veränderung des Wahl­
ergebnisses. 

Gemäß Ihrem Bescheid vom 
21. 12. 1967 gehe ich davon aus, 
daß zwei Studenten Je zweimal 
ihre Stimme abgegeben haben. 
Nach § 3 Abs. 2 der Satzung darf 
jeder Student nur einmal wählen. 
Die zweimalige Wahl der beiden 
Studenten stellt eine Verletzung 
des§ 14 Abs. 1 Buchstabe a) der 
Satzung dar; die Wahl ist nicht 
mehr gleich, denn die beiden Stu­
denten wurden ohne sachlichen 
Grund bevorrechtigt. Bei Beach­
tung der Satzung wäre auch ein 
anderes Wahlergebnis wahr­
scheinlich gewesen (§ 13 Abs. 1 
der Wahlordnung). -
Ein anderes Wahlergebnis ist 
wahrscheinlich, wenn sich aus der 
Verletzung der Satzung nicht nur 
eine theoretische, sondern eine 
konkrete und nach der Lebens­
erfahrung nicht ganz fernliegende 
Möglichkeit der Beeinflussung 
des Wahlergebnisses ergibt (VGH 
Baden-Württemberg, Urteil vom 
18. 2. 1964, in Entscheidungen der 
Verwaltungsgerichtshöfe, Bd. 14, 
s. 11). 
Die Abgabe der beiden Stimmen 
hat die Verteilung der Sitze auf 
die einzelnen Listen zwar nicht 
unmittelbar verschoben, da ge­
mäß der Aufstellung von Herrn 
Thelen erst bei einer Verände­
rung um mindestens 33 Stimmen 
eine andere Mandatsverteilung 
erfolgt wäre. Das Wahlergebnis 
kann sich jedoch durch die Ab­
gabe der beiden Stimmen in an­
derer Weise geändert haben. 
Nach § 19 Abs. 1 der Satzung 
rückt bei Ausscheiden eines Par­
lamentsmitgliedes derjenige Kan­
didat aus derselben Wahlliste 
nach, welcher die nächsthöchste 
Stimmenzahl hat. Die Wähler ha­
ben durch ihre Stimmabgabe den 
Ersatzmann der in Frage kom­
menden Liste schon vorher be­
stimmt. Demn·ach erstreckt sich 
das Wahlergebnis im Sinne von 
§ 13 Abs. 1 Wahlordnung nicht 
lediglich auf die Mitgl ieder des 
Parlaments, sondern auch auf die 
Ersatzmänner (Rietdorf, Gesetz 
über die Kommu.nalwahlen im 
lande Nordrhein-Westfalen, 1956; 
§ 42 Anmerkung 9: ,.Die Ersatz­
mannbestellung stellt eine beson­
dere Form der Wahl dar." - ·Nass, 
Wahlorgane und Wahlverfahren 
bei Bundestags- und Landtags­
wah len, 1959, S. 122: ,.Deshalb 
unterscheidet sich das Mandat, 
das der Ersatzmann im Ersatz­
fal le erwirbt, nur hinsichtlich der 
Dauer, nicht aber nach Wesen 
und Legitimation von dem eines 
sofort nach der Wahl in das Par­
lament eingezogenen Abgeordne­
ten.") 
Ein anderes Wahlergebnis wäre 
also insoweit wahrscheinlich ge­
wesen, weil die Abgabe der 
beiden Stimmen Einfluß auf die 
Wahl der Ersatzmänner haben 
kann. Denn in der Liste 4 {Demo-

kratischer Block) haben der erste 
Ersatzmann, Herr Astheimer, 251 
und der zweite Ersatzmann, Herr 
Rögel , 250 Stimmen erhalten. 
Nimmt man an, die beiden Stim­
men seien für Herrn Astheimer 
abgegeben worden, so haben sie 
das Wahlergebnis beeinflußt, 
denn nur durch sie konnte Herr 
Astheimer alleiniger erster Er­
satzmann der Liste 4 werden. 
Unter Berücksichtigung dieser 
Rechtslage müßte die Wahl von 
Ihnen gemäß § 13 Abs. 1 Wahl­
ordnung für ungültig erklärt 
werden. 
Auch wenn ich zunächst davon 

, absehe, im Wege der Rechtsauf­
.sicht unmittelbar einzugreifen 
"oder den Rektor der Johann­
Wolfgang-Goethe-Universität zu 
weiteren Maßnahmen im Wege 
der Rechtsaufsicht zu veranlas­
sen, bitte ich Sie, mir bis zum 
31. 5. 1968 mitzuteilen, zu wel­
chem Ergebnis Sie nach einer 
rechtlichen Überprüfung der Be­
scheide gelangt sind. 
Ich habe die Beschwerdeführer 
unterrichtet, daß ich Sie um die 
Überprüfung Ihrer Bescheide ge­
beten habe. 
Im Auftrage: 
Dr. Dr. Kollatz 

25. 5. 1968 
An den 
Herrn Hess. Kultusminister 

Der Ältestenrat der Studenten­
schaft der Johann-Wolfgang­
Goethe-Universität in FrankfurV 
Main hat auf Grund Ihres Schrei­
bens seine Rechtsauffassung, die 
er in den Bescheiden vom 27. 11. 
und 21.12.1967 niedergelegt hat, 
überprüft. Er ist zur Überzeugung 
gelangt, daß die Zurückweisung 
der Anfechtungsbeschwerden zu 
Recht erfolgt ist. Zur Begründung 
dieses Prüfungsergebnisses wird 
ausgeführt: 
1. In Wahlrechtsangelegenheiten 
gilt der Satz, daß eine Anfechtung 
nur in Ausnahmefällen zur Un­
gültigkeit der Wahl führt. Das mo­
derne materielle Wahlprüfungs­
recht kennt grundsätzlich keine 
.. absoluten Nichtigkeitsgründe". 
So enthält z. B. das Schlesw.­
Holst. Kommunalrecht keine ab­
soluten Wahlungü ltigkeitsgründe, 
was das OVG Lüneburg im Urteil 
vom 19. 8. 1952, II A63/52; 0VGE6, 
332; SchlHAnz. 31 , ausdrücklich 
für zulässig erklärt. Vgl. auch 
Karl-Heinz Seifert, Das Bundes­
wahlgesetz. Bundeswahlordnung 
und wahlrechtliche Nebengesetze. 
2. Aufl., Berlin, Frankfurt/Main 
1965, S 344 f. mit we iteren Nach­
weisen hierzu. 
2. Sicher ist, daß die beiden um­
strittenen Stimmen die Verteilung 
der auf die einzelnen Listen ent­
fallenden Sitze nicht geändert ha­
ben. Das Wahlergebnis ist gleich­
geblieben. Unter Wahlergebnis ist 
hier nur das für die Verteilung der 
Sitze maßgebende Zahlenwerk zu 
verstehen, nicht das statistische 
oder politische Bild, das der 
durch die Wahl bekanntgewor­
dene Wille der Wähler bietet {vgl. 
dazu VGH München, Urteil vom 
27.7. 1949, 145 1 49; VGHE 65, 80). 
3. Von den beiden umstrittenen 
Stimmen wird in der Beschwerde 
des cand. med. Rüdiger Werner 
berichtet. Cand. med. Werner be­
zichtigt sich selbst der rechts­
widrigen Doppelwahl, und er be­
schuldigt auch seinen Kollegen 
cand. med. Rolf Becker der Dop­
pelwahl. Weder cand. med. Wer­
ner noch der zweite Beschwerde­
führer, der Nationaldemokratische 
Hochschulbund, behaupten, daß 
die Doppelwahlen von Werner 
und Becker die Wahl der Ersatz­
männer auf Liste 4 - Demokra­
tischer Block - beeinflußt hätten ; 
es wird auch nicht die Erwerbs­
legitimitation der gewählten Man­
datsträger bestritten. 
4. Die Wahl der Ersatzmänner ist 
für die rechtliche Beurteilung 
einer Wahl grundsätzlich ohne 
Belang. 
Daran ändern auch die im Be­
zugsschreiben genannten Zitate 
nichts: wenn es bei Rietdorf, Ge­
setz über die Kommunalwahlen 
im lande Nordrhein-Westfalen, 
1956; § 42 Anmerkung 9, heißt: 
„ Die Ersatzmannbestellung stellt 
eine besondere Form der Wahl 

dar", und wenn Nass, Wahlorgane 
und Wahlverfahren bei Bundes­
tags- und Landtagswahlen, 1959, 
S. 122, ausführt : .. Deshalb unter­
scheidet sich das Mandat, das der 
Ersatzmann im Ersatzfalle er­
wirbt, nur hinsichtlich der Dauer, 
nicht aber nach Wesen und Legi­
t imation von dem eines sofort 
nach der Wahl ins Parlament ein­
gezogenen Abgeordneten", so 
sind damit Aussagen gemacht, 
die - für sich allein betrachtet -
einen gewissen Wert besitzen 
mögen ; diesen Aussagen kommt 
jedoch im Hinblick auf eine Wahl­
anfechtung keine Bedeutung zu, 
da Gegenstand der Wahlprüfung 
nicht die Verletzung subjektiver 
Rechte ist. sondern die Gültigkeit 
der Wahl als solche (BVerfGE 1, 
238). 
5. Im Wahlanfechtungs- und Prü­
fungsverfahren richtet sich die 
Wahl von · Ersatzmännern nach 
folgenden Rechtsgrundsätzen : 
a) Der Ersatzmann ist - unter 
dem Gesichtspunkt des Wahl­
ergebnisses betrachtet - ein er­
folgloser Listenbewerber. 
b) Gewählt ist nur, wer ein Man­
dat (einen Sitz) errungen und die 
Wahl angenommen hat. 
c) Ersatzmänner sind nach Ab­
schluß des Wahlergebnisses nicht 
aufzufordern, sich über die An­
nahme der Wahl zu äußern. Er­
satzmänner treten ein Mandat nur 
dann an, wenn Gewählte die Wahl 
ablehnen oder aus dem Amte 
ausscheiden. 
6. Aus Ziff. 5a-c folgt, daß eine 
Wahlanfechtung nur dann zur 
(teilweisen) Ungültigkeit der Wahl 
führt, wenn einer der gewählten 
Mandatsträger die Wahl nicht an­
nimmt, statt seiner ein Ersatz­
mann sofort aufrückt und - da­
durch - ein anderes Wahlergeb­
nis zustande kommt. Dies war in­
des im vorliegenden Fall nicht 
gegeben ; deshalb mußte es bei 
der Bestätigung der Bescheide 
des Ältestenrates vom 27. 11. und 
21.12.1967 bleiben. 
7. Soll zu einem späteren Zeit­
punkt - also nach Feststellung 
des unstreitigen Wahlergebnisses 
und nach Ablauf der 10tägigen 
Anfechtungsfrist - eine Ersatz­
berufung verhindert werden, so 
muß fristgerecht Einspruch er­
hoben werden. Im Einspruch wäre 
der Nachweis zu führen, daß -
und warum - der Ersatzmann 
nicht aufrücken darf. Ließe sich 
sodann im Prüfungsverfahren die 
genaue Aufeinanderfolge der Er­
satzmänner nicht mehr mit hin­
reichender Sicherheit ermitteln, 
so müßte eine Nachwahl (Stich­
wahl) zwischen den rivalisieren­
den Ersatzmännern stattfinden. 
8. Ergänzend ist noch zu bemer­
ken, daß das Bezugsschreiben 
den Rechtsgrundsatz des „ Venire 
contra factum proprium " außer 
acht läßt : Die studentische Sat­
zung bedarf gemäß § 36 Abs. 1 
Satz 4 Hochschulgesetz der Ge­
nehmigung des Herrn Kultus­
ministers. Die Genehmigung der 
Satzung einschließlich der Wahl­
ordnung, die ein Teil der Satzung 
ist, ist bislang nicht erteilt wor­
den. Der Herr Kultusminister setzt 
sich demnach zu seinem eigenen 
Verhalten in Widerspruch, wenn 
er unter Berufung auf die von ihm 
noch nicht genehmigten Sat­
zungs- und Wahlordnungsvor­
schriften der Studentenschaft die 
Aufhebung einer Wahl verlangt. 

Mit Beschluß vom 12. 6. 1968 
löste der Rektor das Parlament 
auf (abgedruckt in Unireport 
Nr. 5) . 

STUDENTENSCHAFT DER 
JOHANN-WOLFGANG-GOETHE­

UNIVERSITÄT 
- Ältestenrat -

14. 6. 1968 
An den 
Herrn Rektor der 
Johann-Wolfgang-Goethe­
Universität 

Betr.: Widerspruch gegen den Be­
schluß vom 12.6.1968; Az. 410-03 
Der Ältestenrat erhebt gegen den 
oben zitierten Beschluß Wider­
spruch. 

Begründung: 
1. ,,Beschluß" ist die rechtliche 
Bezeichnung für eine Entschei-

dung, die ein Kollegialorgan ge­
troffen hat. Als Unterzeichner 
eines Beschlusses fungiert der 
Rektor nur dann, wenn der Aka­
demische Senat über eine Sache 
beraten, beschlossen und den 
Rektor als sei nen Vorsitzenden 
beauftragt hat, den Beschluß zu 
verkünden. Entscheidet der Rek­
tor gemäß § 39 HHG, so handelt 
es sich um keinen Beschluß, son­
dern um einen Bescheid. 

2. Im - nicht kodifizierten - ma­
teriellen Wahlprüfungsrecht gilt 
der Satz, daß in einem Bescheid, 
der eine Wahl für ungü ltig erklärt, 
die aus der Ungültigkeitserklä­
rung sich ergebenden Folgerun­
gen festzustellen sind. Eine 
solche Feststellung ist unterblie­
ben. Die Ungültigkeitserklärung 
des Rektors ist daher rechts­
unwirksam, der ergangene Be­
scheid ein nichtiger Verwaltungs­
akt. 

3. Eine eindeutige Äußerung über 
die aus der Ungültigkeitserklä­
rung sich ergebenden Folgerun­
gen wäre auch schon deswegen 
erforderlich gewesen, weil sich 
die Empfehlung des hess. Kultus­
ministers vom 29. 4. 1968 (Az. H 
II 3 - 433/23 - 44) wie der Be­
scheid (Beschluß) des Rektors (in 
Ziff. II 1, Abs. 4) auf § 13 Abs. 1 
Wahlordnung berufen. Die Wahl­
ordnung ist Bestandteil der Sat­
zung. Die Satzung ist bis zum 
heutigen Tage noch nicht geneh­
migt. 

4. Das materielle Wahlprüfungs­
recht kennt keine absoluten Wahl­
ungültigkeitsgründe. Auf die im 
Bezugsschreiben gemachten Aus­
führungen wird hingewiesen. 

5. Sollte tatsächlich eine Doppel­
wahl stattgefunden haben, so 
wäre dies rechtlich ohne Belang. 
Die Gründe, die diese Rechts­
ansicht stützen, sind bereits aus­
führlich im Bezugsschreiben er­
örtert worden. 

6. Es ist zweifellos bedauerlich, 
daß die Wahlurnen nicht immer 
von zwei Wahlhelfern bewacht 
wurden. Es wird aber bestritten, 
daß Wahlmanipulationen vor­
gekommen sind. Ein solcher 
Nachweis wäre sonst aufmerk­
samen Wählern, die sich stets in 
der Nähe der Wahlurne aufhiel­
ten, gewiß gelungen. Ein Indiz 
hierfür ist die Anfechtungs­
beschwerde des cand. med. W.: 
Bei geglücktem Nachweis von 
Wahlmanipulationen wäre er der 
Peinlichkeit enthoben gewesen, 
einen Kollegen und sich selbst 1 als Doppelwähler beschuldigen 

, zu müssen. Was soll man über­
~ haupt vo_n einer Wahlanfechtung 

halten, dte nur dadurch zustande 
kommen konnte, daß rechts­
widrige Wahlakte gerügt werden, 
die der Beschwerdeführer und 
sein Kollege begangen haben? 

7. Die Wähler hatten die Möglich­
keit, ihre Stimmen unbeobachtet 
abgeben zu können. Die anders­
lautende Darstellung des Sach­
verhalts wird insoweit bestritten. 

8. Angesichts der hier und im Be­
zugsschreiben dargelegten Grün­
de erscheint die vom Rektor als 
Rechtsaufsichtsinstanz verkün­
dete Ungültigkeit der Wahl nicht 
gerechtfertigt. 

9. Vor Ablauf der Rechtsmittelfrist 
wird ein weiterer Schriftsatz ein­
gereicht werden, der diesen Wi­
derspruch durch die Angabe wei­
terer Rechtsgründe, Tatsachen 
und Beweismittel ergänzen wird . 
Der Ältestenrat stellt den Antrag, 
die Ungültigkeitserklärung der 
Wahl zu widerrufen und den Be­
scheid (Beschluß) der Rechtsauf­
sichtsinstanz aufzuheben. 

JOHANN-WOLFGANG-GOETHE­
UNIVERSITÄT 

Der Rektor - Az.: 410-03 

WIDERSPRUCHSBESCHEID 
Der Widerspruch des Ältestenrats 
der Studentenschaft der Johann­
Wolfgang-Goethe-Universität vom 
14. Juni 1968 wird als unbegrün­
det zurückgewiesen. 

Begründung: 
Der Ältestenrat trägt nichts vor, 
was meine Entscheidung vom 

12. Juni 1968 in Frage stellen 
könnte. Ich verweise deswegen 
auf die dort gegebene Begrün­
dung. 

1. Insbesondere ist es unbeacht­
lich und für die Wirksamkeit mei­
ner Entscheidung bedeutungslos, 
wie diese bezeichnet wird . Es er­
übrigt sich deswegen, auf diese 
Frage einzugehen. Bedeutsam ist 
nur die Entscheidung selbst und 
ihre Begründung. 

2. Der Ältestenrat versäumt es, 
auch nur anzudeuten, wie er zu 
der Meinung kommt, im nicht ko­
difizierten Wahlprüfungsrecht gel-\ 
te der Satz, daß die aus der Un- -
gültigkeitserklärung sich ergeben­
den Folgen festgestellt werden 
müßten. Im übrigen sind im vor­
liegenden Fall die Konsequenzen 
so eindeutig, daß sich ein ent­
sprechender Hinweis erübrigt: 
Die Vertreter der Studenten im 
Parlament sind nicht wirksam ge­
wählt worden. 

3. Eine Äußerung zur Frage, ob 
die Satzung und die Wahlordnung 
trotz der fehlenden Genehmigung 
gilt, erübrigt sich, da sich die Un­
gültigkeit der Wahl schon aus all­
gemeinen Wahlrechtsgrundsätzen 
ergibt. 

4. Trotz der Einwände des Älte­
stenrats in seinem Schreiben vom 
25.5.1968 bin ich der Auffassung, 
daß auch die Wahl der sogenann­
ten „Ersatzmänner" für die recht­
liche · Beurteilung der Wahl be­
deutsam ist (siehe hierzu meine 
Ausführungen in der Entschei­
dung vom 12. 6. 1968). 

5. Auch wenn man unterstellt, die 
Wahl der „ Ersatzmänner" sei für 
die Gültigkeit der Wahl nicht rele­
vant, steht es außerdem fest, daß 
die Möglichkeit von Täuschung 
bestand und die Wähler nicht die 
Möglichkeit hatten, wirklich ge­
heim zu wäh len : Die Veranstalter 
der Wahl hatten beispielsweise 
nicht dafür gesorgt, daß die Wäh­
ler die Möglichkeit hatten, sich in 
eine sichtgeschützte Wahlzelle 
zurückzuziehen. 

Gemäß § 80 Abs. 2 Ziff. 4 der Ver­
waltungsgerichtsordnung entfällt 
die aufschiebende Wirkung des 
eingelegten Widerspruchs und 
einer möglichen Anfechtungs­
klage, da an der sofortigen Voll­
ziehung meiner Entscheidung vom 
12. Juni 1968 ein öffentliches In­
teresse besteht: 

In. der am 18. 6. 1968 um 20 Uhr 
stattfindenden Studentenparla­
mentssitzung so llen die Mitglie­
der des Allgemeinen $tudenten­
ausschusses neu gewählt werden. 
Dieser Vorgang ist für die ge­
samte Studentenschaft der Jo­
hann-Wolfgang-Goethe-Universi­
tät und die weitere Öffentlichkeit 
von besonderer. Wichtigkeit, da 
hierdurch das ausführende Organ 
der Studentenschaft bestimmt 
wird. Es muß deswegen verhin­
dert werden, daß in dieser An­
gelegenheit Vertreter entschei­
den, die nicht durch eine gültige 
Wahl legitimiert sind. 

Gegen diesen Widerspruchs­
bescheid können Sie Anfech­
tungsklage erheben. Die Anfech­
tungsklage ist innerhalb eines 
Monats nach Zustellung dieses 
Bescheides schriftlich oder zur 
Niederschrift des Urkundsbeam­
ten der Geschäftsstelle beim Ver­
waltungsgericht in Frankfurt/Main, 
Schumannstraße 2, zu erheben. 
Die Anfechtungsklage ist gegen 
die Johann-Wolfgang-Goethe-Uni­
versität, vertreten durch mich, zu 
richten. Sie muß den Kläger, den 
Beklagten und den Streitgegen­
stand der Anfechtungsklage be­
zeichnen und soll einen bestimm­
ten Antrag enthalten. Die zur Be­
gründung dienenden Tatsachen 
und Beweismittel sollen angege­
ben, die angefochtene Verfügung 
und der Widerspruchsbescheid 
sollen in Urschrift oder Abschrift 
beigefügt werden. Die Klage und 
alle weiteren Schriftsätze sollen 
in dreifacher Ausfertigung bei Ge­
richt eingereicht werden (vgl. 
§§ 74, 78, 79, 81, 82 der Verwal­
tungsgerichtsordnung vom 21. 1. 
1960, Bundesgesetzblatt 1960, 
Teil 1, Seite 17). 

Im Auftrag: Franz {Prorektor) 
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Prüfung der Prüfungen 
Auf einem Teact,- in während der 
Universitäts-Bestreikung hatten 
mehrere tausend Studenten im 
Zusammenhang mit der „ Akten­
Schnüffelei " im Rektorat, ange­
sichts der Polizei-Hundertschaf­
ten in der Universität und ange-

In ihrem Beschluß zur Hochschul­
didaktik hat die 19. o. MV des VDS 
auf die Irrationalität der heutigen 
Prüfungen im Bereich der Hoch­
schule hingewiesen. Sie forderte 
.. - eine Untersuchung der Auf­
gaben, Absichten und Wirkungen· 
der vorhandenen formellen und 
informellen Kontrollen des Stu­
dienganges, d. h. der verschiede­
nen Prüfungen, in ihren Folgen 
und Nebenfolgen, ihrem Zusam­
menhang mit und ihren Rückwir­
kungen auf die Studienabsichten , 
Studienplanung und den Studien­
verlauf". 
Die 20. o. MV des VDS stellt fest, 
daß die geforderten Untersuchun­
gen und Überprüfungen von den 
offiziellen Stellen in keiner Form 
erfolgt sind. Sowohl die inzwi­
schen vorgelegten und ver­
abschiedetP.n Diplom-Rahmen­
ordnungen als auch die neu ein­
geführten Zwischenprüfungen ha­
ben die bisherigen Formen der 
Prüfungen unreflektiert übernom­
men. Dadurch und durch die stän­
dig steigende Zahl der Prüfungen 
und der Prüfungskandidaten hat 
sich vielmehr die repressive 
Funktion der heutigen Prüfungen 
verstärkt. So sind die heutigen 
Prüfungen gekennzeichnet durch 
- ausschließliche Orientierung an 

Selektionsfunktionen infolge 
eines unreflektierten Leistungs­
prinzips 

sichts des Kultusministers dieses 
Landes, der offen die Heterono­
mie der Universität zugab, die 
Forderung nach Aufhellung der 
Prüfungssituation und Prüfungs­
bewertung gestellt. Wir veröffent­
lichen hier den vom Hochschul-

lmplizierung von Repressions­
funktionen durch lgnorierung 
der soziokulturellen Determi­
nanten der Studierenden und 
ihrer Folgen für das Studium 
Manipulation der Anforderun­
gen durch Arbeitsplatzpelitik 
Unzuverlässigkeit durch erheb­
liche Fehlerquoten infolge der 
l'ntransparenz von Prüfungs­
anforderungen und Prüfungs­
wirklichkeit 
lnobjektivität der Prüfungsver­
fahren 
maximale Diskrepanz zwischen 
implizierter Prüfungstheorie 
und Prüfungswirklichkeit 
starke örtliche und individuelle 
Differenzen bei der Bewertung 
gleicher Leistungen 
Nichtrealisierung von voraus­
gesetzten Prüfungsbedingun­
gen (Studien-Beratung, nicht 
angebotener, aber geforderter 
Lehrstoff u. a.) 

Der VDS stellt mit Nachdruck fest, 
daß alle Diskussionen und Re­
formvorschläge im Bereich der 
Studien- und Hochschulreform so 
lange verfehlt sind, solange die 
Frage der Funktion und der Lei­
stung der eingebauten Prüfungen 
nicht geklärt ist. Er fordert von 
allen Gremien, die sich mit Prü­
fungsfragen befassen, die Orien­
tierung der Prüfungen in ihrer 
Konzeption und in ihrer Wirklich­
keit an folgenden Kriterien: 

Beschlur3 der 20. ord. MV des VDS 
Bestellung zum Hochschullehrer 

Zum erstenmal in der Geschichte 
der deutschen Hochschulen wur­
de im WS 67/68 von der Universi­
tät Regensburg der Versuch un­
ternommen, neue Lehrstühle 
durch ein öffentliches Ausschrei­
bungsverfahren mit nachfolgen­
der Auswahl der Bewerber zu be­
setzen. 
Die 20. o. MV des VDS begrüßt 
diesen ersten Schritt zu einer Ver­
sachlichung und Objektivierung 
des Besetzungsverfahrens nach­
drückl ich. Sie sieht hierin einen -
wenn auch bescheidenen und zö­
gernden - Anfang für eine an 
Kriterien der Sachgerechtigkeit 
und der Überprüfbarkeit orien­
tierte Reform des heutigen Beru­
fungsverfahrens. Sie weist aber 
zugleich darauf hin, daß durch die 
Einführung eines Ausschreibungs­
verfahrens ohne gleichzeitige 
Überprüfung des gesamten Aus­
wahl- und Berufungsverfahrens 
leicht der völlig unzutreffende 
Eindruck einer umfassenden Re­
form von Habilitation und Be­
rufung entstehen kann. 
Daß eine solche umfassende 
Reform des Habilitations- und 
Berufungswesens dringend erfor­
derlich ist, ist allgemein unbestrit­
ten. So verweist der Wissen­
schaftsrat in seinen Empfehlun­
gen von 1967 nach der Aufstel­
lung eines - vorläufigen - Revi­
sionskatalogs zur Habilitation 
darauf, daß 

,,angesichts der vorgeschlage­
nen Modifizierungen des Habi­
litationsverfahrens ... sich die 
Frage (stellt), ob die Habilita­
tion überhaupt beibehalten 
werden soll". (WR S. 113) 

Die vom WR vorgeschlagene Dif­
ferenzierung der Dissertationen 
in „hervorragende" Dissertatio­
nen, die eine eigene Habilitations­
schrift überflüssig machen und 
d ie anderen Dissertationen, die 
offensichtl ich nicht als aus­
reichende wissenschaftliche Qua­
lifikationen angesehen we"rden, 
ist bei der lnobjektivität und Un­
überprüfbarkeit der Bewertungs­
maßstäbe nicht haltbar. Daß eine 

eigenständige und über den Rah­
men einer Dissertation hinaus­
gehende wissenschaftliche Quali­
fikation in Form der „Habilitation" 
aus wissenschaftstheoretischen 
Gründen nicht erforder lich ist, be­
merkt der WR selbst, wenn er 
darauf hinweist, daß 

,,das Fehlen -einer der Habi­
litation äquivalenten Einrich­
tung . . . die stürmische Ent­
wicklung der Wissenschaft in 
anderen Ländern in keiner 
Weise beeinträchtigt" . 

Danach zeigt sich das deutsche 
Habilitationsverfahren als nur tra­
ditions- und nicht als funktions­
bedingt. Die guten Erfahrungen, 
die besonders an den Tech­
nischen Hochschulen bei Verzicht 
auf die Habilitation gemacht wur­
den, können diese Feststellung 
nur bestätigen. 
Die eigenständige „ Habilitation" 
als conditio sine qua non für die 
Stellenbesetzung ist daher durch 
ein Bestellungsverfahren abzu­
lösen, das unter den Gesichts­
punkten 
- wissenschaftliche Qualifikation 

und 
- Objektivität u. Überprüfbarkeit 
steht. Hochschuldidaktische Zen­
tren, wie der VDS sie fordert (vgl. 
Beschluß der 19. o. MV des VDS 
zur Hochschuldidaktik), unterstüt­
zen durch Lehrberatung laufend 
die Tätigkeit der Hochschullehrer. 
Das Verfahren ist wie folgt zu 
regeln: 
1. Voraussetzung für die Bestel­
lung zum Hochschullehrer ist der 
Nachweis der Eignung durch Qua­
lifikation in Forschung, Lehre 
oder Berufspraxis. 
2. Freie Stellen werden öffentlich 
ausgeschrieben. Aus der Aus­
schreibung gehen Art und Um­
fang der Tätigkeit hervo r. 
Der Kultusminister bestätigt die 
Bestellung. 
Die Bestellung erfolgt als Beam­
ter auf Zeit (vgl. Antrag „Beam­
ten rechtsrahmengesetz"). 
Die Besetzung der BesteJlungs­
kommission ist Angelegenheit des 
zuständigen Fachbereichs. 

0 

ausschu ß des Verbandes Deut­
scher Studentenschaften der Mit­
gliederversammlung im Frühjahr 
vorgelegten und von ihr einstim­
mig verabschiedeten Antrag be­
treffend Prüfungen. 

1. Steuerung des Studienganges 
du rch fördernde Motivation wäh­
rend, statt Selektion nach dem 
Studium 

2. Aufhebung der zeitlichen Be­
fristungen und der negativen 
Rechtsfolgen 

3. Überprüfbarkeit sämtlicher Be­
wertungsentscheidungen du rch 
Herstellung der Öffentlichkeit 

4. Orientierung der Bewertung an 
Studienleistung und nicht an -
zufälligen - Ergebnissen punk­
tueller Leistungsüberprüfungen 
( .. cred it-system ") 

5. Orientierung der Prüfungs­
anforderungen und der Prüfun­
gen am Studiengang des Prüf­
lings und nicht an vorgegebene 
Zielvorstellungen ( .. Berufsbilder", 
.. Wissenschaft" etc.) 
6. Aufhebung der lntransparenz 
der Prüfungssituation durch Be­
stimmung des Prüfungsberichts 
durch den Prüfling 
7. Ausschaltung der Manipulier­
barkeit der Prüfungsanforderun­
gen nach Kriterien des Bedarfs 
und einer Arbeitsplatzpolitik 
Der Vorstand des VDS wird auf­
gefordert, im laufe des Jah res 
1968 ein Seminar vorzubereiten 
und durchzuführen. das konkrete 
Empfehlungen unter Berücksichti­
gung dieser Forderungen aus­
arbeitet. 

Keine Zwischenprüfung 

ohne Studenten 
Am 10. Juni veranstaltete d1e 
Fachschaft Anglistik in Zusam­
menarbeit und auf a u s d r ü c k -
1 i c h e n W u n s c h der" Dozen­
ten des Engl. Seminars eine Dis­
kussion über die Zwischenprü­
fung. Als Vertreter der Ordina­
rien sprach Prof. Rauter (Senats­
mitglied) , als studentischer Ge­
genredner Herr Besier. 

Prof. Rauter stellte ausdrücklich 
fest, daß es widersinnig wäre, 
ge\len den Willen der Studenten 
die Zwischenprüfung einzuführen. 
Er meinte aber, daß ein bestimm­
tes Grundwissen (u.a. das Jahr­
hundert, in dem Milton lebte) un­
bedingt nötig sei und dessen An­
eignung dann im Rahmen einer 
Studienrefo rm gewährleistet sein 
müsse. 

Herr Besier wies darauf hin, daß 
man, wenn man an eine Reform 
des Studiums geht, die Stellung 
der Ang listik innerhalb der Wis­
senschaft, ihren Stellenwert 
im Produktionsprozeß aufzeigen 
müsse. Die Zwischenprüfung 
als P r ü f u n g lehnte er (in Kon­
sens mit dem studentischen Zwi­
schenprüfungsausschuß) ab und 
schlug statt dessen vor, eine 
dauernde Prüfungssituation zu 
schaffen, die eine laufende Selbst­
kontrolle des Studenten über sei­
nen Leistungsstand gewährleistet. 
In der nachfolgenden Diskussion 
zeichnete sich eine Übereinstim­
mung der Studentenschaft mit 
Dozenten und Assistenten in der 
Ablehnung der Zwischenprüfung 
ab. 
Die Assistenten hatten einen 
Entwurf zur Neuordnung des Stu­
diums in den ersten vier Seme­
stern erstellt in Zusammenarbeit 
mit einigen Fachschaftsmitglie­
dern und Studenten des engl. 
Sem inars, vorgelegt, der als Dis­
kussionsgrundlage beifällige Auf­
nahme fand. Die Kommission 
wird sich in ihren nächsten Sit­
zungen mit dem Entwurf be­
schäftigen und ihn nach Redigie­
rung durch eine Vollversammlung 
der Anglisten zwecks Beschluß-

' fassung vorlegen. 
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11Satzungsdiskussion" 
Am Dienstag vor zwei Wochen 
fand die erste öffentliche Diskus­
sion zwischen Vertretern der 
Gruppen an der Universität 
(unter Einbeziehung des Plenums) 
statt. Die Position des Ordinarius 
in der Universitätshierarchie stand 
zur Debatte. - Wie lange noch, 
möchte man fragen, angesichts 
des unvergleichlich dummen Ge­
redes der Professoren (auf dem 
Podium vertreten durch den Juri­
sten Lüderitz und den Physiker 
Silz) (zum Beispiel letzterer -
sinngemäß: Die Universität ist 
der notwendige Luxus der Ge­
sellschaft, der Ordinarius der 
notwendige Luxus der Universi­
tät). Ein Argument für die Un­
gleichheit von Ordinarien und 
Nichtordinarien wurde gebracht, 
von einem Exemplar der letzteren 
Gattung: die Nichtordinarien seien 
entlastet von der Arbeit der Orga­
nisation von Forschung und Lehre 
am Institut und könnten sich 
mehr ihren eigenen wissenschaft­
lichen Interessen widmen. (Für 

die Situation des Faches ist das 
bezeichnend : es waren philo­
sophische Interessen gemeint.) 
Eine Vertreterin der Studenten­
schaft wurde niedergezischt, weil 
sie auf die Situation hinwies, in 
der solche Diskussionen erst 
möglich waren, die di rekte Wahr­
nehmung studentischer Inter­
essen durch politisch engagierte 
Studenten, die dafür gerichtlich 
verfolgt werden. . 

Die ordinarienbestimmte Admi­
nistration der Universität verfolgt 
den Plan, den Mittelbau durch 
k leine Zugaben für ihr Projekt 
einer durch formale Kompromisse 
realen, weiterhin bestehende 
Herrschaftsverhältnisse verschlei­
ernden Satzung zu gewinnen. Sie 
redet von Kompromissen in einer 
Situation entschiedener Ungleich­
heit, Kompromissen , die erst 
möglich wären zwischen rechtlich 
gleichgestellten Gruppen. Um die 
studentischen Forderungen er­
neut ins Gedächtnis zu rufen, ver­
öffentlichen wir den folgenden 
Thesenkatalog. 

Thesen zur Hochschulreform 
1. Aufgabe der Wissenschaft­
lichen Hochschulen 
a) Die Wissenschaftlichen Hoch­
schulen dienen in Forschung, 
Lehre und Studium der Förde­
rung wissenschaftlicher Erkennt­
nisse, ihrer Verbreitung und der 
Vermittlung wissenschaftlicher 
Methoden. Sie bereiten auf Be­
rufe vor, die eine wissenschaft­
liche Vorbildung erfordern. 
b) Sie betreiben die Fortbildung 
Berufstätiger in dafür geeigneten 
Veranstaltungen; die Teilnahme 
an diesen Veranstaltungen unter­
liegt keinen einschränkenden Be­
stimmungen. 
c) Aus der Verantwortung heraus, 
die ihnen die gesellschaftliche 
und soziale Bedeutung wissen­
schaftlicher Er.kenntnis auferlegt, 
haben sie die Aufgabe, die ge­
sellschaftlichen und sozialen Kon­
sequenzen wissenschaftlid1er Er­
kenntnisse bewußt zu machen. 
2. Prinzip der Öffentlichkeit 
Verhandlungen und Beschlüsse 
der Kollegialorgane sind grund­
sätzlich öffentlich. Die Organe kön­
nen im Einzelfall für einen Ver­
handlungspunkt Nichtöffentlich­
keit der Beratung bzw. Vertrau­
lichkeit beschließen. Dieser Be­
schluß bedarf der Zustimmung 
der einfachen Mehrheit der an­
wesenden Mitglieder einer jeden 
in dem Organ vertretenen Gruppe. 
3. Aufhebung der Trennung von 
akademischer und wirtschaftlicher 
Verwaltung 
Da eine Trennung des Wissen­
schaftsbetriebs von seiner Finan­
zierung nicht möglich ist, wird die 
überholte traditionelle Unter­
scheidung von akademischer und 
wirtschaftlicher Verwaltung aufge­
hoben. 
4. Hochschulpräsident 
Der vom Konzi l gewäh lte Hoch­
schulpräsident führt im Rahmen 
der Beschlüsse des Konzils und 
des Senats die laufende wirt­
schaftl iche und akademische 
Verwaltung der Hochschule. 
Der Hochschulpräsident kann mit 
der Mehrheit der Konzilsmitglie­
der abberufen werden. 
5 . Konzil/Senat 
Das Konzil (maximal 120 Mitglie­
der) ist höchstens Beschluß- und 
Kontrollorgan der Universität. 
Der Senat (maximal 20 Mitglie-

Germanisten in Frankfurt 
Vom 6. bis 8. Juli findet in Frank­
furt eine Tagung der Fachvertre­
tungen Neue Sprachen, Germani­
stik, Gesch ichtswissenschaften 
unter dem Generalthema „ Prü­
fungsordnungen" statt. Am Be­
ginn stehen Einzeltagungen der 
verschiedenen Fachverbände, auf 
denen eine mögliche gemein­
same Strategie der einzelnen 
Hochschulen, koordinierte Fach­
schaftsarbeit diskutiert. werden 
sollen . . pie Germanisten z. B. 
werden über eine völlige Um­
ordnung dieses Studiums urid 

...... 
._) 

der) fällt die laufenden Entschei­
dungen. Das Konzil kann unter 
bestimmten Voraussetzungen Se­
natsbeschlüsse aufheben. 
6. Ablösung der Fakultätsstruktur 
Die überkommene Fakultätsstruk­
tur wird du rch wissenschaftlich 
und funktional sinnvolle Abteilun­
gen ersetzt. Die Abteilungen 
untergliedern sich in Fachbereiche 
(Sektionen). Jede Abteilung hat 
eine Sektion Didaktik. 
7. Eine qua-Amt-Mitgliedschaft 
der Ordinarien auf Konzil- und 
Abteilungsebene entfällt. 
8. Der Fachbereich 
Der Fachbereich ist die primäre 
Organisationsebene der Hoch­
schulselbstverwaltung. Er tritt als 
verwaltungsmäßige Grundeinheit 
an die Stelle der Lehrstühle und 
Institute. Sachmittel , u_nd Perso­
nalstellen sind dem Fachbereich 
und nicht einzelnen Lehrstühlen 
oder Instituten zugeordnet (Son­
derregelung für Großinstitute). An 
die Stelle der individuellen Be­
rufungsvereinbarungen mit ihren 
personen- und institutsgebunde­
nen Finanzierungsvereinbarungen 
tritt eine entsprechende Siche­
rung der Personalstellen und 
Sachmittel des Fachbereichs in­
nerhalb des Un iversitätshaushal­
tes. 
9. Alle akademischen Gremien 
werden von Hochschullehrern, 
Studenten und Nichthabilitierten 
drittelparitätisch besetzt. Für 
Institute gilt dies, wenn keine 
andere Einigung zustande kommt. 
10. Stellung der wissenschaft­
lichen Mitarbeiter 
Die Stellung der wissenschaft­
lichen Mitarbeiter ist so zu regeln, 
daß ihre r selbständigen Funktion 
in Forschung und Lehre Rech­
nung getragen wird. Dazu gehört 
a) die Beseitigung der zu m Teil 
unwürdigen, fachlich nicht ge­
rechtfertigten Abhängigkeit vom 
Ordinarius, 
b) die Garantie ausreichender 
Zeit (innerhalb der Arbeitszeit) 
und ausreichender Mittel für 
eigene Forschungsarbeit ; 
c) das Recht auf Erwerb einer 
weiteren wissenschaftlichen Qua­
lifikation muß formell und mate­
riell gewährleistet werden; 
d) eigene Lehrveranstaltungen 
müssen unter eigenem Namen 
angekündigt werden. 

über einen für Oktober geplan-
. ten Gegengermanistentag (zu 
dem professoralen Germanisten­
tag) beraten. 
Den Einzeltagungen folgt eine 
gemeinsame Tag ung (7. und 8. 
Juli) zu den Themen: Studien­
gang und Studienabschluß, Hoch­
schulreform und Prüfungsreform, 
Aktionsmöglichkeiten der Fach­
verbände auf Bundesebene. Die 
Ergebnisse dieser Tagung sollen 
anschließend auf einem großen 
teach-in in der Universität disku­
tiert werden. Der Tagungsort wird 
noch bekanntgegeben. T. S. 



Aus dem , 

Parlamentsprotokoll 
13. ordentliche Sitzung 
vom 30. 4. 1968 

Antrag 13/1 
Beauftragung des Parlamentes 
und AStA zur Bildung eines Ko­
mitees zur Sammlung von Mate­
rial über volksverhetzende Be­
richterstattung über die Osterde­
monstrationen und andere Aktio­
nen, auf Grund dessen nach Klä­
rung· der juristischen Möglichkei­
ten eine Anzeigenkampagne ge­
gen den Springer-Konzern und 
die-betreffenden Regional-Zeitun­
gen wegen Volksverhetzung in 
Gang gesetzt werden kann. 
Dies erfolgt besonders im Hin­
blick auf informatorische Benut­
zung, bei Teach-ins und Informa­
tionsveranstaltungen in der Öf­
fentlichkeit. 

gez. Möllenstedt (DB) 
Birkholz (DB) 
Schiller (LSD) 

einstimmig angenommen 

Antrag 13/2 in 13/1 übernommen 
D. P. m. b. den AStA zu. beauftra­
gen, die juristischen Modalitäten 
einer von Herrn Möllenstedt vor­
geschlagenen Anzeigen·aktion zu 
klären und, falls eine solche· Ak­
tion im Bereich des Möglichen 
liegt, diese auf einige Frankfurter 
Tageszeitungen wle FNP, FAZ 
und Abendpost auszudehnen. 

gez. Daub (AFS) 

Antrag 13/3 
Studentenparlament und AStA 
fordern die Frankfurter Studenten 
und Arbeiter, Angestellten und 
Schüler auf, am Sternmarsch nach 
Bonn am 11. 5. teilzunehmen. Die 
Ereignisse der letzten Zeit haben 
uns in unserem entschlossenen 
Widerstand gegen die Legalisie­
rung des Notstands bestärkt. Die 
Polizeieinsätze- während der sog. 
„ Osterunruhen" im gesamten 
Bundesgebiet haben. gezeigt, daß 
der Notstand von oben auch un­
abhängig vor der Verabschie­
dung der Notstandsgesetze prak­
tiziert wi rd. Der Sternmarsch nach 
Bonn hat deshalb die Funktion, 
eine Manifestation gegen diese 
Praktizierung des Notstandes 
durch die staatliche Administra­
tion und für eine reale Demokra­
tie zu sein. 
Über eine solche Manifestation 
hinaus bietet der Sternmarsch auf 
Bonn die Gelegenheit, die Oppo­
sition gegen den Faschisierungs­
prozeß in der Bundesrepublik 
über die Studentenschaft hinaus 
in die Arbeiterschaft hineinzutra­
gen. Nur wenn dies gelingt, w ird 
es in Zukunft möglich sein, den 
Kampf g e g 'e n die Außerkraft­
setzung der wichtigsten Teile des 
Grundgesetzes durch die Not­
standsgesetze zu einem Kampf 
f ü r eine sozialistische, demokra­
tische Gesellschaft zu machen. 

gez. Daub (AFS) 
Thümmel (SOS) 
Schulz (SOS) 
Birkholz (DB) 
Klein (DB) 
Möllenstedt (DB). 

11 ja, 4 nein, 1 enthalten, 
angenommen 

Antrag 13/4 
Die heutige Bundestagsdebatte 
hat mit ihrer Anhäufung von mo­
ral ischen Appellen an die unru­
hige Jugend ganz klar die deso­
late Lage des Parlaments gezeigt. 
Die Parlamentarier zeigten sich 
nicht in der Lage, d ie fundamen­
tale Kritik der Studenten an den 
bestehenden gesellschaftlichen 
Verhältnissen zu reflektieren. 
Partikulare Veränderungsmöglich­
keiten werden zugestanden, ohne 
die kapitalistischen undemokra­
tischen Grundfesten einer Kritik 
zu unterziehen. Insbesondere ver­
wahrt sich das Studentenparla­
ment gegen die Übergriffe des 
Innenministers auf die Hoheits­
rechte der Länder durch die bun­
deseinheitlichen Koordinierungs­
versuche von Polizeimaßnahmen 
und Verfassungsschutz zur Über­
wachung und Unterdrückung der 
linken Studentenverbände. Der 
Innenminister zeigt dadurch deut­
lich, daß die Regierung nicht fähig 
ist, sich mit der studentischen 
Opposition politisch auseinander-

zusetzen, sondern zu polizeilichen 
Unterdrückungsmaßnahmen grei­
fen muß. 

gez. Schiller (LSD) 
11 ja, 2 nein, 2 enthalten, 
angenommen 

Antrag 13/5 
Das Parlament lehnt den Vor­
sch lag des Senats, eine Satzungs­
kommission zu bilden, die aus 4 
Ordinarien, 2 Nichtordinarien, 2 
Nichthabilitierten und 2 StudEmten 
bestehen soll, ab. Das Parlament 
fordert Hochschullehrer und Nicht­
habilitierte auf, mit der Studen­
tenschaft eine drittel-paritätisch 
besetzte, beschlußfähige Sat­
zungskommission zu bilden. 

gez. Wolf (AFS) 
7 ja, 7 nein, abgelehnt 

Antrag 13/6 
Antrag an Parlamentspräsidium 
und Ältestenrat 
Untersuchung der Beschlüsse, 
die im Inhalt den Rückzug der 
studentischen Vertreter aus Uni­
versitätsgremien haben, Stellung­
nahme des Parlamentspräsidiums 
und Ältestenrates zur Haltung des 
AStA in bezug auf diese Be­
schlüsse. Diese Angelegenheit als 
TOP nach Eröffnung der Sitzung 
für die nächste ordentliche Sit­
zung. 

gez. Klein (DB) 
Schibel (phil) 
Schulz (SOS) 

Mehrheit ja, 1 nein, angenommen 

14. ordentliche · Parlamentssitzung 
am 7.5.1968 

Antrag 14/1 
Das Parlament möge beschlie-
3en: Es ist unzulässig und wider­
spricht .den Gepflogenheiten des 
Parlaments, daß der AStA-Vor­
sitzende Parlamentarier aus den 
Geschäftsräumen des AStA weist. 
In dem Falle des Parlamentariers 
Heller wurde Herr Birkholz ge­
rügt. Diese Rüge wird für den 
Fall des Parlamentariers Klein 
verschärft wiederholt. 

gez. Lange (DB) 
11.bstimmung über Behandlung 
dieses "Antrags: _ 10 ja, 12 nein, 
damit keine Abstimmung über 
den Antrag selbst. 

Antrag 14/2 
Das Parlament möge beschließen, 
daß sich die Studentenschaft an 
der vom Senat projektierten Sat­
zungskommission nur unter fol­
genden Bedingungen beteiligt: 
1. Drittelparitätische Zusammen­
setzung der Kommission: 5 Ver­
treter der Studentenschaft, 5 Ver­
treter des „ Mittelbaus", 5 Ver­
trete r der Ordinarien und Nicht­
ordinarien; 
2. Ölfe"ntlichkeit der Sitzungen ; 
3. Verb indlichkeit der Beschlüsse. 
gez. Daub (AFS), Thümmel {SOS), 
Hartmann (LSD). 

Abstimmung: 16 ja,· 1 nein, 3 
Enthaltungen. 

Antrag 14/3 
Das Parlament möge beschlie­
ßen: Das Parlament löst sich zum 
1. Juni 1968 auf. AStA und Par­
la mentspräsidium werden beauf­
tragt, sofort Neuwahlen vom 17. 
bis 21 . 6. 1968 auszusch reiben. 

gez. Hartmann (LSD) 
Abstimmung: 13 
damit abgelehnt 
mehrheit nötig). 

Antrag 14/4 

ja, 12 nein, 
(Zweidrittel-

Antrag auf Abwahl des AStA­
Vorsitzenden. 
gez. Daub (AFS), Prokop-lwersen 
(SOS). 
Abstimmung: 9 ja, 12 nein, 3 
Enthaltungen. 

Erklärung der AHP : 

Zu dieser Parlamentssitzung er­
schien erstmals seit langem wie­
der eine Ankündigung auf Pla­
katen, z. B. vor der Mensa. Das 
Fehlen so lcher auffaller:1den Hin­
weise für die Studentenschaft hat 
der Parlamentspräsident · bislang 
mit technischen Schwierigkeiten, 
Personalmangel im AStA, be­
gründet. Wir freuen uns, daß die-

ser Zustand nun endgült ig vor­
über scheint und und hoffen auf 
eine bessere Information der 
Sti.Jdentenschaft. Sollten die An­
kü ndigungen bei folgenden Par­
lamentssitzungen ausbleiben, 
könnten wir die Ankünd igung 
(mit ihrem besonderen Hinweis) 
einzig als einen bewußten Ver­
such des Parlamentspräsidenten 
verstehen, seine Funktion zu ei­
ner Manipulation auszunutzen. 

17. ordentliche Sitzung 
Dienstag, 18. 6. 
Antrag 17/1 
Die Studentenschaft lehnt es ab, 
noch vor · Verabschiedung einer 
neuen ·Satzung d ie Rektoratsver­
fassung der Universität du rch 
eine Direktorialverfassung bzw. 
durch ein Nebeneinander von 
Rektor und mP-hreren Prorektoren 
zu ersetzen. Sie fordert, daß der 
für die nächste Amtsperiode w ie 
bisher zu wählende Rektor nicht 
ohne die Zustimmung des Stu­
dentenparlaments als der legit i­
mierten Vertretung der · Studen­
tenschaf t und des Rats der Nicht­
habilitierten gewäh lt wird. 
Antrag einstimmig angenommen. 

Antrag 17/2 
Das Parlament möge beschließen: 
Das SP protestiert energisch ge­
gen die skandalöse Ausweisung 
von- ausländischen Journalisten, 
Lektoren und Studenten durch 
das französische Innenministe­
rium. Es gab keine Möglichkeit 
für die Verhaf teten, sich mit ei­
nem Anwalt oder Bekannten in 
Verbindung zu setzen; es wurde 
ihnen kein Grund fü r die Auswei­
sung angegeben. Im Polizeitrans­
port zur Grenze würden sie als 
„ Judenschweine" beschimpft und 
tätlich bedroht. 

Politisch interessierte Ausländer 
sollen für die revo lutionären Mas­
sen·aktionen verantwortlich ge­
macht werden . Nationalist ische 
Ressentiments werden mobil i­
siert, um von den wirklichen Pro-

Z wischenf a 11 

b·ei der Rektoratswahl 
Gießen, den 13. 6. 1968. Bei der 
Wahl eines Rektoratsmitgl iedes 
durch den Großen Senat der Ju­
stus-Liebig-Universität Gießen 
am 12. 6. 1968 ereignete sich e in 
Zwischental 1. 

In einem Antrag der studenti­
schen Senatoren war gefordert 
worden, der Wahl des Rektorats­
mitgliedes eine Personalbefra­
gung des Kandidaten vorausge­
hen zu lassen. Zu r Begründung 
dieses Antrags führte der studen­
t ische Senator Michael Bre land 
aus, das bisher praktizierte Ver­
fahren ohne Befragung diskrimi­
niere die studentischen Senato­
ren. An dieser Stelle wu rde Herr 

blemen abzulenken; das ist ein 
weiterer Schritt der Brutalisierung 
der gau llistischen Staatsgewalt. 
Wir fordern vom AA, daß es ge­
gen diese polizeistaatlichen Will­
kü rakte schärfsten Protest einlegt 
und für die sofortige Rückkehr 
der Betroffenen sorgt. Für den 
Fall , daß die Auswe isung nicht 
aufgehoben w ird, wird der AStA 
beauftragt, Protestaktionen vor­
zubereiten. 
Der Antrag wird angenommen. 

18. ordentliche Sitzung 
Freitag, 21. 6. 
Antrag 18/1 
Die Vertreter des SP verlassen 
das Arbeitsgremium von Ordina­
r ien, Nichtordinarien, Nichthabili­
tierten und Studenten sofort, 
wenn die Ordinarien und Nicht­
ordinarien in diesem Gremium an 
der Konzilssitzung teilzunehmen 
gedenken, Schiller (LSD). 
16 ja, 2 E, angenommen 

Breland durch folgenden Zwi­
schenruf des Senators Prof. Dr. 
von Brunn - Ordinarius für Vor­
und Frühgesch ichte - unterbro­
chen: 

.. Halt die Schnauze, 
du rotes Schwein !" 

Daraufhin verließen die studenti­
schen Senatoren mit einigen Or­
dinarien, Nichtordinarien und As­

•sistenten spontan unter Protest 
den Sitzungssaal. In einer Erklä­
rung begründete Prof. von Brunn 
seinen Zwischenruf mit dem Vor­
wurf, d ie studentischen Senato­
ren wollten durch ih re Anträge 
lediglich die Verhandlungen des 
Großen Senats versch leppen und 
stören . 
Erst nach längerer interner Dis­
kussion erklärten sich die Stu­
denten bereit, unter der Bedin­
gung in d ie Sitzung zu rückzukeh­
ren, daß der Senat sich von den 
Äußerungen Prof. von Brunns di­
stanziere. Wei tere Schritte behiel­
ten sie sich vor. 

Daraufhin mißbilligte der Senat 
einhellig d ie be leidigenden Äuße­
rungen und bekräftigte das Recht 
der studentischen Senatoren, ihre 
Interessen. durch entsprechende 
Anträge geltend zu machen. 

Der Senat akzeptierte den An trag 
auf Befragung des Kandidaten. 
Nach zweistündiger hochschu l­
politischer Befragung wurde Prof. 
Dr. Mailmann (Öffentl. Recht) in 
das Rektorat gewählt. 

Herr Breland erklärte, er werde 
eine Strafanzeige wegen Bele idi­
gung von einer Entscheidung des 
Studentenparlaments abhängig 
machen, da nicht nur er, sondern 
die Studentenschaft insgesamt 
beleidigt se i. F. S .. 
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Zur Funktion und Organisation 

der Wissenschaft 
Dies·er Antrag wurde von der 
Hochschulkommission des Ver­
bandes Deutscher Studenten­
schaften der Mitgl iederversamm­
lung im Frühjahr vorgelegt und 
von ihr zur Diskussion in der Ge­
samtstudentenschaft zunächst 
weiterverwiesen. 

Die Arbeitssituation der Studen­
ten und Wissenschaftler und ihre 
mögliche kritische, politische Tä­
tigkeit werden durch sozio-öko­
nomische, objektive Tendenzen , 
durch die sozio-kulturellen Bedin­
gungen ihres subjektiven Ent­
wicklungsganges und die Exi_­
stenz einer kulturellen, emanzipa­
torischen Tradition, wie sie in den 
Normen des demokratischen und 
sozialen Rechtsstaates investiert 
ist, begrenzt oder geprägt. 
(1) Die sozio-ökonom ische, histo­
rische Lage von Wissenschaft 
und qualifizierter Berufsarbeit 
in der Bundesrepublik ·und West­
Berlin wird gekennzeichnet 
a) durch Vollbeschäftigung (und 
damit durch relativ hohe Lohnko­
sten) . in den Wirtschaftszweigen 
mit qualifiziertem Arbeitskräfte­
bedarf, 
b) durch eine mangelhafte Quali­
fikationsstruktur der Arbeitskräfte 
als Folge einer arbeitsextensiven 
Wachstumsstrategie in der wirt­
schaftlichen Aufbauphase der 
Nachkriegsjahre sowie 
c) durch die Auswirkungen der 
langjährigen Ausschaltung der 
westdeutschen Industrie aus der 
Rüstungsproduktion und Welt­
raumtechnik (durch ihre westli­
chen Konkurrenten), dem Pro­
duktionszweig, der unter dem 
herrschenden sozio-ökonomi­
schen System der entscheidende 
Faktor für die technologische Ent­
wicklung und für die Absorption 
des gesellschaftlichen Reichtums 
ist. 
Zur Behebung dieser Struktur-. 
krisen fehlen die Investitionen 
und Instrumente. Sie werden da­
her nur durch Senkung des Qua­
lifikationsniveaus wie normaler 
Steigerung des quantitativen 
Ausstoßes an Fachkräften in län­
gerfristige „Sparschäden" umge­
wandelt. Die Investitionen und 
Planungsinstrumente sind des­
halb nicht vorhanden, weil die 
Bewältigung dieser Infrastruktur­
aufgaben nicht durch Rüstungs­
oder p rofitorientierte Investitions­
maßnahmen erfo lgen kann. Diese 
absorbieren aber nach der herr­
schenden sozio-ökonomischen 
Prioritätsordnung neben den Sub­
ventionen für mächtige wah lpoli­
tisch relevante Interessengruppen 
den größten Teil des gesellschaft­
lichen Reichtums. Dessen Ver­
wendung fü r vernünftige eman­
z ipatorische Zwecke der Bildung, 
Gesundheit, Kultur und freien 
Grundlagenforschung, die sich ei­
ner privatwirtschaftlichen oder 
destruktiven Verwendung weitge­
hend entziehen, w ird damit aus­
geschlossen. Die Studienreform­
konzeptionen des Wissenschafts­
rates, der meisten Hochschulge­
setzentwürfe und des Hochschul­
gesamtplanes von Baden-Würt­
temberg passen sich diesem so­
zio-ökonomischen System wider­
spruchslos an. Sie sind Teil einer 
Welle von Maßnahmen zur Stabi- · 
lisierung und „ Formierung" der 
Gesellschaft im Interesse der 
herrschenden Kräfte dieses Wirt­
schaftssystems. Der Bedarf an 
qualifizierten Arbeitskräften in 
Verbindung mit dem Versuch, sie 
durch repressiven Leistungsdruck 
schneller auszubeuten, machen . 
aber dieses System in vielen Be­
reichen äußerst anfällig für Stö­
rungen durch politisch oder ge­
werkschaftlich bewußte junge 
Wissenschaftler und Fachleute 
(Boykott, Abwerbung , Abwande­
rung, Streiks). 
(2) Parallel zu diesen soz io-öko­
nomischen Tendenzen haben sich 
wichtige Veränderungen in den· 
sozio-kulturellen und ideologi­
schen Bedingungen der Familie·n­
erziehung, Schulbildung und all­
gemeinen Lebenssitu~tionen der 

Studierenden ergeben. Die Wi­
dersprüche zwischen der rigiden 
Aufrechterhaltung autoritärer 
Praktiken und Ansprüche in Fa­
milie, Bildungswesen, Berufs­
leben, Parteien und Staat einer­
seits und der Schwächung ihrer 
Wirksamkeit und Glaubwürdig­
keit durch Re-Education und 
idealistische Staatsbürgerkunde 
und Partei- und Staatspropa­
ganda sowie durch die Entste­
hung jugendlicher Gegenmilie_us 
andererseits, haben das kritische 
Unbehagen und die Protesthal­
tung unter der Jugend wesentlich 
verstärkt. Dem verschärften, re­
pressiven Leistungsdruck auf die 
Schüler, Studenten und die be­
rufstätige Jugend und der Ver­
längerung der Ausbildungspha­
sen, und der damit b isher verbun­
denen · ökonomischen und 
psychisch-sozialen Unmündigkeit 
steht die abnehmende Neigung 
der jüngeren Generation zum 
langfristigen Aufschub der Befrie­
digung von grundlegenden oder 
manipulativ erzeugten Bedürfnis­
sen in einer konsum-orientierten 
Gesellschaft gegenµber; ein Wi­
derspruch, der einer ideo logie­
kritischen Protesthaltung erst die 
emotionale existentielle Schärfe· 
hinzufügt. Die studentischen 
Konzeptionen von Studienreform 
und politischer Praxis insistieren 
nicht zufällig oder ideologisch; 
sondern aus diesem lebensprakti­
schen, emotionalen Bedürfnis so 
sehr auf unmittelbar einsichtiger 
und emphatischer Sinnhaftigkeit, 
Selbsttätigkeit und Praxisbezie­
hung im Studium und auf einer 
z. T. parodistisch verdinglichten 
Sinnlichkeit des Protestes gegen 
repressive Maßnahmen und Ziele 
der Universitäts- und Staats­
organe. 

(3) Ausgehend von der Bildungs­
und Hochschulpolitik haben sich 
Ansätze zu einer neuartigen dy­
namischen Interpretation der ver­
fassungsrechtlichen Normvorstel­
lungen des demokratischen und 
sozialen Rechtsstaates im Grund­
gesetz ergeben (Denkschriften 
des SOS und VSD zur Hochschul­
reform, Dahrendorfs Thesen zum 
Bürgerrecht auf Bildung). Ihre 
Verbreitung un ter den politisch 
interessierten Studenten vermag 
deren kritische Haltung gegen die 
Verfassungswirklichkeit zu syste­
matisieren. Aus dieser Perspek­
tive so llen die sozia lstaatlichen 
Gestaltungsformen (Tei fhaber­
recflt und Teilnahmerecht an Lei-. 
stungen bzw. an Selbstverwal­
tungsinstitutionen) faktisch für die 
sozio-kulturelle und sozio-ökono­
mische Emanzipatiqn jener brei­
ten Masse von Staatsbürgern ein­
gesetzt werden, die nicht schon 
auf anderem Wege in den privat­
wirtschaftlichen Gestaltungsfor­
men von Kapital oder extrem ho­
hem Einkommen ungehindert-Zu-· 
gang zu kulturellen und wissen­
schaftlichen Werten, Erfahrungen 
und Informationen haben. Daraus 
erg ibt sich als Konsequenz in der 
Bildungs- und Wissenschafts­
politik: 

1. das Prinzip der intensiveren 
und z. T. längeren, kompensatori­
schen Erziehung, Beratung und 
.Bildung zur Emanzipation der 
sozio-ku lturell Benachteiligten 
und psychisch gefährdeten Sch_ü­
ler und Studenten im Gegensatz 
zu ihrer stufenweisen Eliminie­
rung im gegenwärtigen Bildungs­
system; 
2. -das Prinzip der Verknüpfung 
von sozialstaatlicher Selbstver­
waltung der Produzenten im Bil­
dungs- und Wissenschaftssystem 
(Schüler, Studenten, Lehrer, For­
scher) mit der sozialstaatlichen 
Selbstverwaltung der kulturellen 
und w issenschaftlichen Daseins­
vorsorge durch die kulturell und 
ökonomisch zu emanzipiereriden 
Konsumenten, Empfänger von 
Wissenschaft und ihrer Anwen­
dung durch die Ausgebildeten, 
d. h. z. B. eine Verbindung von 
Hochschul-Selbstverwaltungsor­
ganen mit demokratisch-legiti­
mierten Sachverständigen, Ver-
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tretern der lohnabhängigen 
Schichten (Staat [KM und Stadt]), 
die ifi e inem inst itutionalisierten, 
permane_nten Aufklärungsqialog 
mit den Studenten und Wissen­
schaftlern über ihre Interessen 
bei der Verwendung w issen­
schaftlicher Ergebnisse und bei 
der temporären Festlegung von 
Prioritäten in der Forschung und 
Ausbildung gebracht werden 
müssen. Das dem Grundrecht auf 
die freie wissenschaftliche Arbeit 
und Bildung korrespondierende 
sozialstaatlich-emanzipatorische 
Grundrecht der Masse der nicht 
wissenschaftlich arbeitenden 
Staatsbürger auf umfassende In­
formation über die sozialen Fol­
gen und Möglichkeiten, die in ­
wissenschaftlichen Forscl1ungs­
und Ausbildungsprozessen ange-

. fegt sind und über ihre indivi­
duellen, wissenschaftlichen Aus­
bildungs- und Fortbildungsmög­
lich keiten, ein Grundrecht, das 
unter den Bedingungen moderner 
Wissenschaft nur du rch die Anhe­
bung des Niveaus in den allge­
mein bildenden Schulfächern 
durch neue polytechnische Bil­

' dungsformen und durch spe-
zielle, computergesteuerte, frei­
zugängliche und individuell zu. va­
ri ierende Informationssysteme zu 
realisieren ist. 
3 . Zu den Grundprinzipien eines 
dynamischen demokratischen, so­
ziafstaatfichen Wissenschafts­
rechts mu ß langfristig auch die 
öffentliche Kontrolle und Selbst­
verwaltung (durch Produzenten 
und Konsumenten) der wissen­
schaftlichen Forschung und Aus­
bildung innerhalb der Privatwirt­
schaft und in staatl ichen Ressorts 
gehören, weil nur so eine rasch 
wachsende Abwanderung der 
wichtigsten Wissenschaftszwe ige 
aus der öffentlichen Kontrolle 
und eine wachsende pr ivatwirt­
schaftli che und unmittelbar 
staatsbürokratische oder militäri­
sche Aneignung und Geheimhal­
tung wenigstens _eingedämmt 
werden können. Diese totale Ent­
demokrat isierung w ichtiger For­
schungs- und Bildungszweige 
würde eine Veränderung der 
Prioritätenordnungen zugunsten 
der Verwendung von wissen­
schaftlicher Arbeit für den eman­
zipatorisch-soziafstaatlichen Ver­
fassungsauftrag, etwa im Gesund­
heits-, Erziehungs- und Städte­
bausystems, weiter behindern. Da­
her solj,ten im Rahmen von Kam­
pagnen _für e ine echte Arbeiter­
mitbestimmung und Arbeiterkon­
trol le vor allem Ansätze zur ge­
werkschaftlichen Organisation 
von Wissenschaftlern (beg innend 
etwa in dem Verband der wissen­
schaftlichen Mitarbeiter an For­
schungsinst ituten), die Bildung 
von wissenschaft lichen Mitarbei­
terräten, Beiräte von Forschungs­
und Entwicklu ngsbetrieben aus 
Vertretern der von dessen Arbeit 
betroffenen gesellschaf tlichen 
Gruppen sowie eine durch wis­
senschaftliche Stäbe fund ierte 
parlamentarische öffentl iche Kon­
trolle angestrebt werden. (Die 
auch von den Sozialausschüssen 
der CDU geforderten, paritätisch 
aus Anteilseignern, A rbeitneh­
mern und Repräsentanten der 
Parlamente und Gemeinden zu­
sammengesetzten Unternehmens­
räte so llten zumindest und vor a l­
lem für den Forschungs- und Ent­
wicklungsbereich von Unterneh­
men eingeführt werden .) 
4. Die Eins icht in die Ursachen 
der gegenwärtig herrschenden 
Verteilung des gesellschaftlichen 
Reichtums, das Streben nach un­
mittelbar sinnvol ler wissenschaft­
licher kritischer. · Selbsttätigkeit 
und die Verpflichtung auf die 
Emanzipation der kulturell und 
ökonomisch in Unmündigkeit und 
Abhängigkeit gehaltener Massen 
in unserer Gesellschaft, aber vor 
allem in der Dritten Weft, haben 
eine große Zahl von polit isch be­
wußten Studenten und Wissen­
schaftlern dazu geführt, dem tra­
ditionellen Prinzip der in Wahr­
heit selektiven und repressiven 
akademischen Toleranz die Idee 
eines Hippokrat ischen Eides für 
alle wissenschaftlich Arbeitenden 
gegenüberzustellen. Dieser soll 
sich in Theorie, . Beweisführung 
und po litischer Prax is gegen die 
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Veranstaltung und Verwendung 
von w issenschaftlicher Forschung, 
Lehre und Arbeit für destruktive 
und inhumane Zwecke richten. 
Allerdings muß die w issenschaft­
kritische Beweiserhebung und 
Entscheidung über diesen Tat­
bestand den wissenschaftlich A·r­
beite·nden und ihren gewählten 
Selbstverwaltungsorganen über­
lassen ble iben, ebenso w ie die 
Entscheidung über die Anwen­

. dung von Sanktionen gegen ein-
zelne Wissenschaftler und Stu­
denten und die Ausübung des 
Widerstandsrechts und Streik­
rechts gegen entsprechende Au f­
träge und Anordnungen dienst­
vorgesetzter Wissenschaftler, 
Wissenschaftsverwalter und Mini­
sterien und gegen wissenschafts­
und bildungspol itische gesetzli­
che Bestimmungen, die wissen­
schaftliche Arbeit solchen Zwek­
ken dienstbar - machen. Zum Wi­
derstand aus rational zu expli­
zierenden Gewissensg ründen ge­
gen eine anders nicht wirksam zu 
bekämpfende antihumane zerstö­
rerische Verwendung von wissen ­
schaftlichen Erkenntni ssen und 
Fähigkeiten kann ·auch die ge­
waltsame Störung von Produk­
tions- und Kommunikationspro­
zessen oder die Veröffentlichung 
von wissenschaftlichen Erkennt­
nissen, die als Staats- oder Fir­
mengeheimnis gelten, gehören. 

II. 
Aus den skizz ierten Grundprinzi­
pien e iner demokrat isch-emanzi­
patorischen Wissenschaftspolitik 
lassen sich d ie folgenden Schwer­
punkte und Ziele einer Studien­
reformkampagne der Studenten­
schaft folgern : 
1. Permanente demokratis ierende 
Reform!<ampagnen am Arbeits­
platz der Studenten, in den Insti­
tuten und Klini ken m it öffentli­
chen Diskuss ionen auf Init iative 
von Ad-hoc-Grugpen oder Fach­
schaftsausschüs~n urri d ie In­
halte, Strateg ien, Prioritäten und 
Arbeitsformen von Forschung und 
Studium in den Fachinstituten, 
verbunden mit der Offenlegung 
der .,. Lehrstuhlbilanzen" über die 
detaillierte Verwendung der Sach­
und Personalmitte l, u . a . für Ver­
hand lungen um die Deckung der 
Kosten von studentischen Re­
f.ormprojekten und experimentel­
len, z. T. von Studenten selbst­
organisierten Studien- und For­
schungsvorhaben. 
2. Schaffung von zah lreichen in­
terdisziplinären Wissenschafts­
und gesellschaftspolitischen Ak­
tionsforen (Freie Studienorgani­
sationen, Kri t ische Universitäten, 
Wissenschaftspo lit ische Clubs), 
denen sich freie interd isziplinäre 
Arbeitskreise aus Studenten, 
Oberschülern, Berufstätigen, stu­
dentische Fachschaftsarbeitskrei­
se und offizielle Seminare (nach 
demokrat ischer Abstimmung ohne 
Vetorech t des Dozenten) ansch lie­
ßen. können, um gemeinsame 
Konferenzen, öffent liche Foren, 
Akt ionen und Pub likationen zu 
veranstalten. 
3. Organisat ionen der Studien­
und Forschungsprogramme auf 
der Ba,s is von befristet kündbaren 
vertrag lichen Vereinbarungen 
(,.Akademische Konkordate " ) 
zwischen den Ku ltusmi nisterien 
als Förderungsinstanz und 
Rechtsaufsicht und unterschiedli­
chen Trägern: Hochschulselbst­
verwaltungsorgane (Fakultäten, 
Abteilungen, Fachinst itute) , allge­
meine und fachl iche Studenten­
vertretungen, fre ie Studenten­
gruppen und Gruppen von Ober­
schü lern und Akademi kern, Be­
ru fsverbände, Journalistengenos­
senschaften, Gewerkschaften, Ge­
meinden, öffentl ich·en Betrieben 
und zwar für die möglichst g lo­
bale mehrjährige Finanzierung 
von Forschungs- und Entwick­
lungsprogrammen, alternativen 
und konkurrie renden, vollausge.­
bauten Studiengängen des Haupt-, 
Aufbau-, Zweit-, Kontakt- und 
Fernstud iums und über ergän­
zende konkurrierende Studien­
projekte parallel zu den genann­
ten vollausgebauten Studien­
wegen über Betriebsakademien 
und andere betriebsinterne Fort­
bildungsprojekte sowie wissen-

' sch'aftliche Hör- und ·Fernsehfunk­
programme; in allen Fällen aber 
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in paritätischer Selbstverwaltung 
durch lernende und lehrende 
oder in freier Selbstorganisation 
der lernenden (evtl . mit der Her­
anziehung selbstgewähfter pro­
movierter wissenschaftlicher Gut­
achter) und be i größeren Pro­
grammen mit Beiräten aus sach- · 
verständigen Vertretern der in­
teressierten und betroffenen ge­
sellschaftlichen Gruppen. Zur 
öffentl ichen Durchsicht igkeit und 
Qualifizierung der Förderungs­
entscheidungen im Ku ltusmini­
sterium wären ein System von w is­
senschaftlichen Deputationen m it 
rotierender Mitgliedschaft sowie 
die Publizierung der Antrags:, 
Ablehnungs- und Anderungsbe­
gründungen und der Vertrags­
texte erforderlich. Die Entwick­
lung von Schwerpunkten und 
Prioritäten sollte überwiegend 
der öffentli chen Diskussion und 
Vereinbarungen unter den Stu­
denten und Wissenschaftlern, 
vermitte lt durch die Hochschul­
gremien und durch spontane 
Akt ionsforen, überlassen bleiben 
und das - M inisterium zu e iner 
annähernd anteiligen Förderung 
a ller beantragten Programme, 
die bestimmte Minimalbedingun­
gen erfüllen, verpflichtet werden. 
4. Ersetzung aller Zwischen- und 
Abschlu ßprüfungen durch Beur­
tei lungsgespräche, ausgehend 
von e iner vorzulegenden schrift­
lichen oder e?(peri,mentellen Ein­
zel- oder Gruppenarbeit ohne 
obligatorische Befristung der 
Studienabschnitte und der Stu­
diendauer und ohne diskriminie­
rende Benotungen im Absch luß­
ergebnis, sondern mit dem Haupt­
ziel der kompensatorischen För­
derung und Emanzipation, ins­
besondere der sozio-kulturell be­
nachteiligten und psychisch ge­
fährdeten, in ihrer Leistungsfäh ig­
keit behinderten Studenten. 
5. Verbind liche, aber inhalt lich 
freie und se lbstorganis ierte Ein ­
führu ng in Bereiche der Sozia l­
w issenschaften und Tei lnahme an 
der · exemplarischen sozialw is­
senschaftlichen Erforschung und 
K,ritik von Aspekten des Studiums 
der Wissenschaften oder des Be­
rufslebens für alle lehrenden 
und LerJJenden im · Prozeß der 
permanenten w issenschaftlichen 
Hochschu l- und Berufsreform, 
vermitte lt durch paritätisch ver­
waltete . Hochschul- und Berufs­
forschungszentren m it Beiräten 
aus den betroffenen gesellschaft­
lichen Gruppen, mit denen auch 
praktisch-politische Aktionen und 
aufkläre rische Beratungsstellen 
außerhalb der Hochschulen auf 
kritisch-wissenschaftli cher Gru nd­
lage gemeinsam geplant und 
organisiert werden, z.B. für Ar­
beits- und Sozialrecht, Konsum­
beratung, Arbeitsmedizin·, Psycho­
therapie, Erziehung und S~xuali­
tät, Berufsberatung, Wohnungs­
probleme und Städtebau, Kinder­
gärten.· 
6. Aus der Begründung der prak­
tisch-politischen Tätigkeit der 
Studentenschaft und ihrer Ver­
tretungen als einer notwendigen 
Folge ihrer verfassungsrechtlich 
gewährleisteten freien wissen­
schaftlichen Tätigkeit ergibt sich 
die Notwendigkeit 
a) die kritisch wertenden w issen­
schaftlich-po litischen Urteile und 
deren praktische Anwendung 
durch die Studentenschaft und 
ihre Vertretungen in studen­
tischer Selbstorganisation (Kri­
t ische Universitäten, Wissen­
schafts-Polit ische- Clubs und Ak­
tionszentrum) auf breiter Basis 
öffentlich und wissenschaft li ch 
vorzubereiten und , 
b ) die Organistation und d ie In­
halte des Studiums derart zu ge­
stalten, daß es jedem Studenten 
möglich wi rd , sich tei ls nebet1, 
teils in enger Verbindung mit sei­
ner fachlichen wissenschaftlichen 
Arbeit an -sozialwissenschaftlich ­
politischen Studien und Aufklä­
rungsaktionen zu beteiligen und 
die ö ffentlichen, wissenschaft­
lichen politischen Urteile und 
Aktionen seiner gewählten Ver­
treter kritisch nachzuvollziehen 
und zu überprüfen. 
7. Aus der angestrebten engen 
Verm itt lung zwischen kri tisch­
w issenschaftliche'r Tätigke it und. 
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Programm des Wintersemesters 
Die Fachschaft Anglistik hielt am 

. 29. April die erste Vollversamm­
lung dieses Semesters ab. Unter 
Punkt 1 der Tagesordnung be­
richtete die Fachschaftsspreche­
rin über die Arbeit· der Fach­
schaftsvertretung seit der Konsti­
tuierung ' im Februar dieses Jah­
res. 

Neubau der Philosophischen 
Fakultät 
Ober diesen Neubau, der im 
Jahre 1970 auf dem Gelände 
Bockenheimer Landstraße/Jügel­
straße errichtet wird , faAd eine 
Sitzung des Seminarbeirates 
statt, auf der angesichts <ler er­
warteten Steig~rung der Studen­
tenzahlen eine Erweiterung des 
Seminars von .ietzt 815 qm auf 
mindestens das Dreifache gefor­
dert wurde. Außerdem wurde -
auch voa seilen der Fachschafts­
vertretung - die Einrichtung ei­
nes Sprachlabors angeregt, das 
dann von allen Neusprachlern 
gemeinsam benutzt werden 
könnte (leider erst im Jahre 
1970 ff.!), ein weiterer Wunsch­
traum wäre ein J unior Common 
Room mit Kaffeemaschine als ge­
sellschaftliches Zentrum des Se­
minars. 

Aktive Mediziner 
Die Erkenntnis, daß es notwendig 
ist, für die Durchsetzung der stu­
dentischen Interessen nicht nur 
vßrbalen Einsatz zu leisten, son­
dern die sich daraus ergebenden 
berechtigten Forderungen der 
Studenten mit direkten Aktionen 
durchzusetzen - diese Erkennt­
nis hat eine Mobi lisierung auoh 
derjenigen Studenten bewirkt, die 
bislang als \raditionell konserva­
tiv eingestuft werden mußten. Die 
med. Fakultät bietet hierfür ein 
Modellbeispiel. Nachdem die 
Fachschaft der Mediziner sich in 
einer Resolution in cden Streik­
tagen voll mit den Streikmaßnah­
men solidarisiert hat und damit 
den antiautoritären Kampf an der 
Hochschule zu einem Kampf ge­
gen autoritäre Strukturen inner­
halb der Gesellschaft gemacht 
hat, will sie nun diesen Kampf 
weiterführen. Es wurden Fach­
schaftsbeschlüsse verfaßt, in de­
nen schriftliche Vorlesungsrezen­
sionen mit Fragebögen beschlos­
sen wurden, sowie drei münd­
liche Diskussionen pro Semester 
in allen Vorlesungen. Weiterhin 
soll ein Hearing mit Professoren 

In einer weiteren Seminarbespre­
chung wurde über das Pro­
gramm des nächsten Semesters 
beraten, dabei regten die Fachs 
schaftsvertreter eine Vermehrung 
der Zahl der Hauptseminare an, 
so daß es im Wintersemester 
sechs Hauptseminare geben 
wird. Erstmalig soll dann auch 
versucht werden, die Teilnehmer­
zahl der Proseminare zu be­
schränken. Bisher kam es zu 
dem unerfreulichen Zustand, daß· 
in einem Proseminar fünf Leute, 
im anderen aber 70 saßen. Durch 
Eintragen in Listen gegen Ende 
des laufenden Semesters soll 
den Studenten die Möglichkeit 
gegeben werden, die Teilneh­
merzahl zu überblicken und im 
eigenen Interesse an einem Pro­
seminar teilzunehmen, für das 
vorerst noch wenige Anmeldun­
gen vorliegen. Diese Regelung 
bezweckt weniger eine Beschrän­
kung als eine Umverteilung der 
Teilnehmer, ohne daß das vor­
erst eine Zwangsreqelung sein 
soll. Gegen Ende des nächsten 
Semesters wird über den Erfolg 
diskutiert werden. Bemängelt 
wurde das Fehlen einer richtigen 
Schul<i rammatik ; das voraus­
sich tliche Programm des Winter­
semesters hängt am Schwarzen 
Brett der Fachschaft. 

(Thema Forschungsarbeiten) ver­
anstaltet werdell . Eine Basis­
gruppe Medizin, die sich aus fort­
schrittlichen Medizinern selbst 
konstituiert hat, will die theoreti­
sche Basis der Diskussion inner­
halb der Studenten verbreiten. 
Durch die Initiative einiger SOS­
Genossen und Mediziner wurde 
außerdem ein Arbeitskreis am 
Anfang dieses Semesters gegrün­
det, der eine Untersuchung über 
,,Die Soziologie der Medizin" 
über einige Semester hinweg 
durchführen will. Eine Veranstal­
tung, die bereits vor der Verab­
schiedung der NS-Gesetze ange­
laufen war, nämlich eine Diskus­
sion mit Professoren über die 
Universitätssatzungen (Thema: 
Spitze der Universität, Abteilun­
gen - -Universität) soll fortgesetzt 
werden. 8lt . 

Mit zwei neuen Vorlesungen, und 
zwar eine Psychosomatik-Vorle­
sung von Giemens de Soor und 
eine Statistik- und Dokumenta- · 
tions-Vorlesung, soll die Lehre 
der klassischen Medizin erweitert 
werden. K. K. 

Rille1*6c11t-~~u/(le 
DIE FACHSCHAFT MEDIZIN 

veranstaltet ihre ganztägige 

RIVERBOAT-SHUFFLE 
auf dem MS Rheinperle 

Samstag, 6. Juli 1968, Abfahrt 9 Uhr, Eiserner Steg: 
Frankfurt-Aßmannshausen-Frankfurt, Rückkehr etwa 21 Uhr 
Teilnehmerkarten in der Fachschaft Medizin, Telefon 61 45 07 
und im AStA-Reisereferat, Jügelstraße 7 
Studenten- und Damenkarten 8 DM 
Gästekarten 12 DM 
Mittagessen an Bord auf Vorverkauf bis Mittwoch 3. 7. für 
5 DM mögl_ich. 

Zur Funktion 
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einer demokratisch organisierten 
politischen Praxis der Studenten­
vertretungen ergibt sich. aber 
auch das Recht von studentischen 
Minderheiten, die die konkrete, 

, wissenschaftlich-politische Praxis 
der gewählten Studentenvertre-. 
tung nicht billigen, die notwen­
digen Mittel zur Selbstorganisa­
tion ihrer wissenschaftlich-politi­
schen Arbeit zu ~ halten, voraus­
gesetzt, daß diese sich nicht in 
den Dienst antihumaner und 

irrationaler Zwecke stellte, die 
den emanzipatorisch-demokrati­
schen Grundwerten der Verfas­
sung und der Völkerverständi­
gung widersprechen. 

asta information 
Erscheint jeden zweiten Donnerstag 
im Semester in 10 000 Exemplaren 
Herausgeber: Das Parlamentspräsidium 
Redaktion: Jochen Noll {verantwortlich), 
Veit Feger 
Anschrift d. J.!edaktion: Frankfurt a. M., 
Jügelstr. 1, Tel. 7 98 31 82 u. 77 75 75 
Anzeigen: Werner Dömming 
Gezeichnete Beiträge stellen nicht 
unbedingt die Meinung der 
Herausgeber dar 
Druck: Druck- und Verlagshaus 
Frankfurt a. M. GmbH., Frankfuft a. M. 
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Politische 
• • 
Okonomie 
Geschichte und·Kritik 

Heure zeigt sich höchst eindeutig, daß sowoh l die Methode als auch d ie Weigerung, 
Ökonomie als einen isolierbaren Gegenstand anzuerkennen, noch unentbehrlid1 sind 
für eine neue Theorie von der Okonomie, die kritisch und zugleich politisd1 ist : Im 
Unterschied zu heute herrschenden posit ivistischen Methoden und Lehrmeinungen 
sollen durd1 die Veröffentlichungen dieser Reihe d_cr Aspekt der G esd1ichte und der 
Zm~mmenhang der wi rtsch aftlichen Entwicklung mit der gesellsd1aftlichen und 
politisd1cn Enrwiddung wieder den '<0111 Gegenstand dies~r Wissenschaft erforderten 
erkennrni,·theorerisd1en Stellenwert erhalten. 

Kritik der politischen ·ökonomie heute 
100 Jahre „Kapital" 
Referate und D isk ussionen vom Frankfu rter Colloquium im Septem ber 1967 

359 Seiten, S11o lin-Brosdrnr 22,- DM, Leinen 32,- DM. 

Roman Rosdolsky 
Zur Entstehungsgeschichte 
des Marxschen „Kapital" 
Karton ierte Ausgabe in zwei Bänden. Band I 366 Seiten, Band II 320 Seiten, zusam­
men 29,- DM, Leinen 686 Seiten 38,- DM. 

Politische Texte .. 
Herausgegeben von Wolfgang Abendroth, lri ng Fetscher, O ssip K. Flechtheim. 

' Die politi~d,en Texte wenden sich an alle, für die Politik n icht nur eine Angelegen­
heit der Regierungen, der Berufspolitiker und neuerdings der decision-maker ist. 

Es ist heute eine wid1tigc Aufgabe, den Studenten erst einmal das genaue und kri­
t.ische Lesen beizcbringen. Das ist eine Fähigkeit, die nur sehr selten von· der Sdrn le 
mitgebracht wird. Und mir ist es dabei wichtig, daß die Texte in so preiswerten 
Ausgaben b~schafft werder. können, daß dem Studenten die Anschaffung zuzumuten 
ist. Der Besitz des Buches fördere erhrblid1, selbst großzügige Ausleihe steht dahinter 
weit Z\trück. ' 

Professor H. J. Va rian 

Auguste Blanqui 
Instruktionen für den Aufstand 
Aufsätze, Reden, Aufrufe. 

· Aus dem Französischen, herausgegeben und eingeleitet von Frank Deppe. 
191 Seiten, karton iert 12,- pM, Leinen 18,- DM. 

Nur ein Bru chteil der Schriften von Auguste Blanqui aus den Archiven der Pariser 
National-Bibliothek und den Archiven u nzähliger französischer Gefängnisse wurden 
bisher vcrcffentlicht. Die hier vorliegende Auswahl will seiner wirklichen Bedeutung 
fi.ir Theorie und Geschid1te der Arbeit erbewegung gerecht werden. 

Karl Korsch 
Arbeitsrecht für Betriebsräte 
Herausgegeben und mir eine~ Vorwert von Erich Gerlach. 
Eingeleitet von Dieter Schneider. 160 Seiten, kartoniert 12,- DM, Leinen 18,- DM. 

Das Grundkonzept dieser Arbeit von 1922 ist nicht nur h istorisch bedeutend, sondern 
noch immer ein Beitrag zur aktuellen Diskussion über „Industrielle Demokratie". 

Rosa Luxen1burg ? 

Politische Schriften III 
Herausgegeben und eingeleitet von O ssip K. Flechcheim. 
144 Seiten, kartoniert 12,- DM, Leinen 18,- DM. 

DeI Band enthält unter anderem zum ersten Mal auf deu tsch den 1903 in polnischer 
Sprache gesd1riebenen Aufsatz „Zum Gedächtnis der Partei ,Proletariat"' und die 
vergriffene Schrift „Die russische Revolution". 

Europäische 
Verlagsanstalt 
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r;:sseerklärung 
,-des AStA-Vorsitzenden Birkholz 

LSD, HSU, GEW, läßt ni_cht er­
kennen, daß sie nach einer 
Phase der spektakulären Aktio­
nen nun bereit sind, zur Klein­
arbeit überzugehen. Die Reali-

Zweckentfremdung des Studentenheims 
im Deutschordenshaus . 
durch W irtschaftsbetrieb 

25. Juni 1968 
1 Weitere Politik des AStA der 

Universität Frankturt 
Der AStA der Universität Frank­
furt kann bei seiner Politik da­
von ausgehen, daß durch die Ak­
t ionen der pol it ischen Hochschul­
gruppen und die Politik desAStA 
in Frankfurt bei der Mehrhe it der 
Studenten ein Problembewußt­
sein fü r die Situation in Hoch­
schu le und Gesellschaft geschaf­
fen wurde. 
Nachdem die Verabsch iedung der 
Notstandsgesetze nicht aufzuhal­
ten war, Reformen in der Hoch­
schu le in Frankfurt nur in be­
scheidenem Maß verwirkl icht 
oder in Angriff genommen wer­
den konnten, die Studentenschaft 
durch das undisziplinierte Ver­
halten einiger Kommilitonen und 
des SOS bei der Besetzung des 
Rektorats die Isol ieru ng von der 
Bevölkerung und der Arbeiter­
schaft erreichte, die politischen 
Hochschulgruppen kein Konzept 
für die Durchsetzung von politi­
schen Forderungen anzubieten 
haben, ist es die Aufgabe des 
AStA, die Studenten zur Errei­
chung von Reformen neu zu or­
ganisieren und Organisations­
voraussetzungen zu schaffen. 
Erreicht werden so ll 
1. Durch eine Novellieru ng des 

Hochschulgesetzes 
a) die Voraussetzungen fü r eine 

sinnvol le Neugliederung des 
Gebildes Universität in kleine, 
funktionsfähige Einheiten ; 

b) d ie Öffentlichkeit aller akade­
mischen Gremien ; 

c) Einführung des Hochschul­
präsidenten; 

d) Abschaffung der qua-Amtsmit­
gliedschaft der Hochschu lleh­
rer in akademischen Gremien ; 

e) Erreichung der drittelpari täti­
_ _ sclJ.en_Besetzung der Univer-

sitätsgremien-, - -
f) Abschaffung bzw. Reduzierung 

des Negativkatalogs für Stu­
denten im Hess. Hochschulge­
setz in § 35 II . 

2. Durch Planungs~ und Schu­
lungsarbeit in der Hochschule 

a) die bessere sachliche und 
fachliche Vorbere itung der Stu­
denten auf die Mitbestimmung 
in den akademischen Gremien ; 

b) die Einrichtung und Intensi­
vierung der Fachschaftsarbeit; 

c) gemeinsam mit Professoren 
und Mitte lbau eine Neuorga­
nisation des Lehr- und For­
schungsbetriebes sowie die 
Einbeziehung der gesellschaft­
lichen lmpfikationen in d ie 
Lehrinhalte; 

d) Vorbereitung der Studenten 
au f die Erfüllung späterer 

tätsferne dieser Kommilitonen . . . . 
staatsbürgerlicher und gesell- ist auch von den Institutionen Wie weit ~e1c~t ~~r E~fl-~~ von 
schaftlicher Aufgaben. mitzuverantworte.n. Rittern in er eu 1gen . e1 · . 

3. Koordination und Teilnahme 
an den Aufgaben und Aktivi­
täten in den Parteien, Gewerk­
schaften und der Außerparla­
mentarischen Opposition. 

Dem AStA fällt die Aufgabe zu, Wer lehrte das Kultusministeri um 
die Organisation einer studenti- den Salto mortale? 
sehen polit ischen Mitte zu för- Ritte rspiele sind vergessen, wer-
dern und auch diese Kräfte mit den Sie sagen, doch „das Ritter-
zur pol it ischen Verantwortung ideal des Dienens, der Fairneß 
heranzuziehen. und der persönlichen Verantwor-

Der AStA Frankfu rt versteht sich Selbstverständlich wird der AStA tungsbereitschaft (s. Der Deut; 
nicht als organisatorische Spitze weiterhin die durch Satzung zu- sehe Orden nach dem Zweiten 
der Außerparlamentarischen Op- gewiesenen Aufgaben im sozia- Weltkrieg, Festgabe f. Dr. M. 
position, sondern verfolgt eine len, kulturellen und sportlichen Turnier OT, von Rolf Hanstein OT, 
Doppelstrategie, d. h. Mit- und B_ereich erfü!len, j a, er _wird auf Bad Godesberg 1967) steht auf 
Zusammenarbeit mit den lnstitu- diesem Gebiet mehr leisten a;Js dem Banner des Deutschherren-
tionen und der APO. vorhergehende AS.!en. . bundes. Das ist ein nobler, s~gar 

. . gez. Hans Ju rgen B1rkholz christlicher Grundsatz, wer wurde 
4. Der AStA Fran k_fu rt hilft mit ~n ......,,___ wagen, harmlose Männer der 

dem Proze~. ~1e ge.sellscha!t· (i Nächstenliebe anzugreifen? liehen Verhaltn1sse fur alle Mit- . . 
gl ieder dieser Republik trans- D1e Rechte Kennen Sie den De.utschherren: 
parent zu machen. Er wird sich • • d I bund ? - Er nennt sich auch_ Ge 
dabei immer seiner bescheide- reagiert Wie er. sellschaft der Freunde und Forde-
nen Mö lichkeiten bewußt sein. . .. . . . rer des Deutschen Orde.ns St. Ma-
Die Au;übung des politischen Auf die Erklarung de~ Junsti- riens zu Jerusalem! ein Zusa~-
Ma~dats erscheint uns als s.chen Fa_chschaft rea9.1erte die menschluß - S?, heißt es "".'en!j:l· 
Selbstverständlichkeit. Rechte mLt Ab~ahlantragen_._ Ge- stens _ zur Erfullu~g gemem~ut-

fordert wurde eme „Uberpruf~ng ziger Aufgaben, em exklusiver Im zukünftigen hochschulpoli ti­
schen Engagement der Studen­
ten werden weitere direkte Ak­
t ionen notwendig sein. Der AStA 
wird diese Aktionen dem Stu­
dentenparlament vorschlagen und 
nach Billigung durchführen. 

Wege zur Erreichung der Ziele 
1. Der AStA muß von einem 

Team von arbeitswilligen Stu­
denten verwaltet werden. Das 
starre Vorsitzender-Referenten­
Prinzip bietet nur bei elasti­
scher Handhabung, d. h. wenn 
alle Beteil igten wirkl ich gleich­
bere'chtigt entscheiden, die 
Möalichke it, eine neue Kon­
zeption durchzuführen. 

2. Der Arbeitsraum und die fi nan­
ziel len Möglichkeiten der Fach­
schaften müssen verb reitert 
werden, so daß eine Neuorga­
nisierung der Basisarbeit weit­
gehend von den F.achschaften 
getragen wi rd. 

3. E>ie Kommunikationsmittel des 
AStA und der Fachschaften 
sind so einzurichten, daß es 
zur wirklichen Kooperation 
kommt. 

4. Wenn von seiten der Studen­
tenschaft kurzfristig schwerwie­
gende Entscheidungen zu fäl­
len sind, kann man sie auf sog. 
Massenveranstaltungen, wie 
Teach- ins, vor al!em, wenn die­
se Massen die Aktion, wie 
einen Streik, durchführen sol­
len, zu r Diskussion und Ab­
stimmung stellen. Endgült ige 
Entscheidungen sollte aber nur 
das Studentenparlament tref­
fen. 

Abschließende Feststellung: 

Die Mehrheit der Mitglieder der 
sog. linken politischen Hoch­
sch ulgruppen, des SOS, SHB, 

der Tätigkeit des LSD in der JUr. Klub von ca. 120 nicht eben ar-
Fachschaft" . Dagegen hat man men Männern industriellen, Ban-
nichts. Im Gegenteil: Es ist er- kie rs,- Recht~anwälten, Ärzten, 
freuHch, daß das ADS und Co. Steuerberatern ; auch Franz-Josef 
die Notwendigkeit öffentlicher Strauß und Bürgermeister Fay er-
Diskussion einsehen. Es f ragt f reuen sich der Mitgliedschaft. 
si?t mi r. ob die Diskussi~nsbei- Sie sind opferbereit - natürlich, 
trag_e den ~orderungen rat1on~IE;r denn es kostet einiges, in diesen 
Knt1k genuge,n. So.lern Beitrage beziehungsreichen Kreis aufge-
kamen, spracnen sie von „ thea- nommen zu werden. Jahresmit-
tralischen Gesten " ~er . Fa~- gliedsbeiträge zwische.n 50 
schaftsve rtreter (gemeint 1st die und 100 000 DM. Aber im merhin 
Ausführung des ~esch lusses d~r dachten die Ritter im schwarzen 
FachschaftsVV, funf Vertreter in Mantel mit Ritterkreuz so wirt-
die Fa~ultät zu entsenden). Ge- schaftlich, das Dachgeschoß des 
legent11ch nennt ma~ es au~h Deutschordenshauses zu einem 
das Verhalten von Kmdern, _die Studentenwohnheim fü r 68 Stu-
nach ihrem Spielzeug schre.ien. denten der Frankfurter Universität 
Argumente des Gegners heißen auszubauen. Allzuleicht erscheint 
,,Palaver" . . d.er Deutschherrenbund als Wohl-
Dagegen setzt man eme „ et- täter und zwar auf Kosten der 
fektive" und „wirku n_gsvolle" Po- öffe~tlichen Hand. Denn allein fü r 
litik. In der FVV ~1eht das so dieses Studentenheim 800 000 
aus: Durch forlwahrende An- DM als Geschenk des Steuerzah-
träge auf Begrenzung ?er Rede- lers sind kein Pappenstiel. Öffent-
zeit und der Rednerhste oder liches Interesse so llte man ge-
auf Abstimmung v~rdeckt _ma!1 nauso hoch veransch lagen. 
die Schwäche der eigenen Pos,- Die Bewohner dieses Heims sind 
tion (kein Vorsch lag z~~ Stu- enttäuscht und empört. Ent-
dienreform noch zum P?lrtisch_en täuscht, weil das Ideal des Die-
Vorgehen) und beschrankt srch nens in Verdienen, der Fairneß in 
auf die Austragung bloßer Macht- versteckte und offene Fouls, der 
kämpfe. . . . persönlichen Verantwortungsbe-
Der begrenzte politische H~n- reitschaft in aalg latte Nichtzüstän-
zont dieser Vertreter .zeigt sich digkeit pervertiert wurde: Empört, 
in einem Schwarz-We1~-Denke~. weil die Schiedsrichter, die Mini-
welches nur ein „ Ta_kt1eren ~1t sterien, Partei ergriffen haben für 
den Professoren um Jeden Prei~ die wirtschaftliche Macht und ge-
oder eine Holzhammermethode gen die eigenen Richttinien im 
kennt. . Salto mortate für das private und 
Es läßt sich nur konstatieren: gegen das öffentliche Interesse 
,, Aufklärung ist de~ Ausgang des entschieden haben. · 
Menschen aus _ _semer _s;lbstver- Vielreicht können wir für unser 
schu ldeten Unmund1gkeit (Kant!-,1 Heim nichts mehr erreichen, aber 

;.J die öffentliche H;md sollte ge­-------------= warnt sein, dem Deutschherren-
Anfang nächster Woche findet 
eine Fachschaftsvollversammlung 
der Juristen statt. 

bund bei seinem nächsten Pro­
jekt, einem geplanten Altenheim, 
wieder so erhebliche Förderungs-

SCHREIBBÜRO 

mittel anzuvertrauen, denn ältere 
Bürger werden sich nicht so ent­
schieden gegen solche Machen­
schaften wehren. 
Das Amtsgericht Frankfurt unter­
sagte am 18. 6. 68 dem Deutsch­
herrenbund durch einstweilige 
Verfügung die Störung der miet­
vertraglichen Rechte der Studen­
ten. 

Herbst 1967: 

Es kursieren Gerüchte über Ver­
handlungen des Deutschherren­
bundes (DHBd) ,- des Trägers 
des Studentenheims Deutsch­
orden/ Sachsenhausen - mit der 
neu zu gründenden ·katholischen 
Wochenzeitung „ Publik" über ei­
nen Einzug in das Deutsch­
ordenshaus. 
Studenten sollten dafür Räume 
abgeben. Diese Räume sind mit 
staatlichen Mitteln fü r den stu­
dentischen Gebrauch zweckge­
bunden gefördert. 

Januar 1968: 

Die Studenten fordern den 
Deutschherrenbund auf, die 
Rechtslage des Studentenheims 
zu klären - keine Antwort! 

Februar 1968: 
Einschneidende Raumbeschrän­
kungen werden bekannt, der 
Deutschherrenbund benennt den 
Studenten keinen verantwortli­
chen Gesprächspartner. Statt 
dessen: 

März 1968: 

Unqualifizierte Künd igungsdro­
hung durch einen Vertreter des 
Deutschherrenbundes. Ein offe­
ner Protestbrief verhindert zu­
nächst den Vertragsabschluß mit 
Publik. Die mit 800 000 DM öffent­
lichen Zuschusses geförderten 
Räume bleiben zunächst erhalten. 
Das Kultu sministerium stellt sich 
auf die Seite der Studenten und 
drängt auf .Erhaltung ~iner gewis­
sen Geschlossenheit des Stude-n­
tenheims. 
Mehrfach werden ausführlich be­
gründete Kompromißvorschläge 
von den Studenten unterbreitet. 

April 1968: 

Beauftragte des Rektors ,der Uni­
versität und des AStA stellen sich 
hinter die Stµdenten. 

Die Pa lästinenser 
im Nah-Ost-Konfl ikt 
Zu diesem Thema werden auf 
Veranlassung des alten AStA 
zwei Studenten aus dem von 
Israel eroberten Gebiet referie­
ren. Anschließend sofl über diese 
Ausführungen diskutiert werden. 
Mittwoch, 3. Juli 1968, Hörsäal 
llr der Universität. 

schreibt für Sie Diplomarbeiten, Dissertationen usw. Termingerechte und. 
einwandfreie Ausführung ist bei uns selbstverständlich , und wir nehmen es 
auch mit schwierigen Handschriften auf. Bi tte setzen Sie s ich mit uns in Ver­
bindung: 

W • G E N Z M E R , 6 Frankfur t am Main, Kronberger Si r . 7, Tel. 72 35 49 
(ab 15. Ju li neue Anschrift: Schumannstr. 42) 

Prof. Dr. Jürgen Habermas 

Die Scheinrevolution 
und ihre Kinder 

PETE'R NAACHER 
FRANKFURT-am MAIN;.Steinweg 3·Ruf28 7641 
Universitätssortiment: Bo_cl<.enheimer Landstraße 133 

Taschenbuchladen: Jügelstraße 1 

Büch~r für Ihr Studium 

Literatur unserer Zeit 

Wesentliche Veröffentlichungen 
des In- und Auslandes 

Dieser vielbeachtete Vortrag beim VDS-Kongreß 

in Frankfurt - am 5. Juni 1968 in der FR 

veröffentl icht - ist wegen sta rker Nachfrage 

nun als Sonderdruck ersch ienen. 

Zusendung kostenlos. Gutschein umstehend. 

Frankfurler Rundschau 
6 Frankfurt a. M. 1 , Postfach 3685 , Tel. 21 99 513 
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Veranstaltungskalender Juni-Juli 

Städtische Bühnen 
Spielplan vom 

Lippmann + Rau Veranstaltungen 

26. 6. bis 4. 7. 1968 

Oper 
Salome 
28. 6. Abendvorstellung 
Fürst lgor 
27. 6. 
La Cenerentola 

.30. 6. Nachmittag 
Aida 
26. 6. 
Die Fledermaus 
29. 6 . 
Tosca 
30. 6. 
Die Entführung aus dem Serail 
2. 7. 
La Traviata 
3. 7. 
Der Fliegende Holländer 
4. ?: 

Schauspiel 
Soldaten 
26. und 27. 6., 2. und 3. 7. 
Rosenkranz u-nd Güldenstern 
sind tot 
28. und 30. 6., 1. und 4. 7. 

Vorschau auf September/Oktober 1968 

1. Samstag, 14. September 
Jahrhunderthalle 
The Jimi Hendrix Experience 

2. Montag, 23. September 
Udo Jürgens 

3. Samstag, 28. September 
Festhalle 
Mothers Of Invention 

4. Freitag, 4. Oktober 
Jahrhunder'thalle 
Ray Charles 

5. Montag, 7. Oktober 
Kongreßha lle 
American Folk Blues Festival '68 

6. Freitag, 18. Oktober 
Jahrhunderthalle 
Ravi Shankar 

Landestheater Darmstadt 
Vorverkauf bei stark ermäßigten Preisen 
(3,-/2,50/2,10 DM) für alle-Vorste llungen (außer 
Premieren und Gastspiele) bei Zimmerver­
mittlung, Frankfurt, Jügelstr. 1, bei Frau Zimm. 

Kammerspiel 
Sehnsucht KIEinanzeigen pro Zeile 1,- DM Auskunft: ·AStA Zimmer 15 

· 26. und 27. 6., 2. und 3. 7. 
Die Beute 
28. und 30. 6, 1. und 4. 7. 
Der Hausmeister 
29. 6. 

2 CV de luxe, homokin. Gelenk, 1965er, 70 000 km, DM 2100,-. 

Finanzierung möglich. Tel. 41 42 41 Mo. bis· Fr. 18 bis-19 Uhr 

Aenderungen vorbehalten 

Die Fahrschule der Studenten 

A-lnfo UF 
GUTSCHEI-N 

Ich wünsche 

D kostenlose Zusendung des Sonderdruckes 
Habermas, Die Scheinrevolution und ihre Kinder 

D die Frankfurter Rundschau 
sechs Tage unverbindlich zur Probe; anschl ießehd 

D Weiterlieferung zum Vorzugspreis für Studenten: bei Abholung monatlich DM 3,15 -
durch Träger monatl. DM 3,80 - durch die Post monatl. DM 3,40 (einschl. Zustellgebühr) 

0 vorerst keine Weiterlieferung (Gewünschtes bitte im O mit einem x versehen!) 

Vor· und Zuname: ----- -- -- -- ·- -- - -
Fakultät: ---·- --·-

Wohnort, Zustellpostamt: ( ___ ) - -- - --- - --

Straße, Hausnummer: - --- ·---- - - -- -·-- - - --- - - ·- - ·-

Stud ienbestätigung (Stempel) : (Datum) 

(kann auch nachgereicht werden) (Unterschrift) 

Wir bitten Sie um vollständige und deutliche Eintragungen. 

-
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Die Katakombe 
Frankfurts Kellertheater 
Schützenstr. 8 am Brückenkeller 
Telefon 28 47 50 

BLICK ZURÜCK IM ZORN 
von John Osborne 
Bis 6. Jul i, täglich 20 Uhr - au­
ßer Montag 

HOPPLA, GOETHE! 
Kleines Variete der Klassiker mit 
Musik 
Nu r am 12., 13., 14. Juli - 20 Uh r 

LEONCE UND LENA 
von Georg Büchner 
Vom 19. bis 28. Jul i, tägl ich 20.00 
- außer Montag 
Theaterferien vom 29. Juli bis 
6. September 

fheater am Turm 
Landesbühne Rhein-Main 

,,Juno und der Pfau" 
Mi. 3. 7. (20 Uhr). 
,,Juno und der Pfau" 
Do. 4. 7. (20 Uhr). 
,,Das Opfer Helena" 
F. 5. 7. (20 Uhr). 
,,Das Opfer Helena" 
Sa. 6. 7. (20 Uhr). 
,,Das Opfer Helena" 
So. 7. 7. (20 Uhr). -
,,Fräulein Julie" 
Mi. 10. 7. (20 Uhr). 
,,Juno und, der Pfau" 
Do. 11. 7. (20 Uhr). 
,,Juno und der Pfau" 
Fr. 12. 7. (20 Uhr). 
,,Fräulein Julie" 
Sa. 13. (20 Uhr). 
,,Das Opfer Helena" 
So. 14. 7. (20 Uhr). 

Frankfurter 
Resistenztheater 
Kabarett Die Maininger 
Leitung: Conrad Rein hold 

6 Frankfurt am Main, 
Neue Rothofstraße 26 a 
(Parallel zu r Goethestr. - Nä. Opernpl.) 
Tel. bis 17 Uhr: 8 24 34, ab 17: 28 02 27 

M i. , Do., Fr., Sa., So. 20.30 Uhr 

,,Scherze in Moll" 
Hochal<:tuelles Kabarettprogramm 
von Conrad Reinhold 
Es gastieren e. a. 
Willy Bra'ndt, Heinrich Lübke, 
Walter Ulbricht 
dazu der Bundestagsbrand zu 
Bo·nn 
nur noch bis 15. Ju li. 
Studenten erhalten bis zu 50% 
Ermäßigung! 

Kleines Theater 
im Zoo 

Frankfurt am Main 
Direktion: Fritz Remond 

Ab 3. September 1968 

DER SNOB 
Komödie 
von Carl Sternheim 
mit Hans Korte 
Inszenierung: Fritz Remond 
Kassenstunden : täg lich von 11 bis 
1:4 und 17 b is 20 Uhr (T. 43 51 66) 

Im Oktober 

KOMÖDIE IM DUNKELN 
von Peter Shaffer 
mit Herbert Mensch ing 
Inszenierung: Hans Korte 
Kassenstunden: täg l ich von 11 bis 
H und ·17 bis 20 Uhr (T. 43 51 66) 

Im Steinweg Banihi Telefon 28 77 07 

studio für fi lmkunst 
Das Juli-Programm internationaler Filmkunst 

,,Die Toten schlafen fest" 
(The Big Sleep) 

Ein Fil m von Howard Hawks mit Hu mphrey Bogart. Das un­
übertreffliche ,Meisterwerk des schwarzen Krim inalfi lms. 

Amerika 
,,König Ödipus" 

Ein Film nach der griechischen Tragödie von Philip Savi lle mit 
Christopher Plummer, Lilli Palmer, Orson Welles England 

,, Iwan der Schreckliche" 
Ein Film von Sergej M. Eisenstein mit Nikolai Tscherkassow. 

Rußland 
Täglich 13.00, 15.30, 18.00, 20.30 Uhr. Studierende haben mon­
tags-freitags in den beiden ersten Vorstellungen Vergünstigung. 

. -

~imZOÖ s 
Mitglied der Gilde der Filmkunsttheater 

Frankfu rt, Pfingstweidstraße 2, Telefon 49 17 25 
STUDENTEN MIT AUSWEIS ZAHLEN DM 1,80 (AUSSER SA. U. SO.) 

Anfangszeiten: Täglich 15,00, 17.15, 19.30, 21.45 Uhr 
Bitte b-eachten Sie die Ausnahmen! 

Mittwoch, 26. 6. 
Charles Aznavour, Nicole Berger, 
Marie Dubois 
SCHIESSEN SIE AUF DEN 
PIANISTEN 
Eiher der wicht igsten Fi lme der 
,,Nouvelle Vague" 

(18) 

Donnerstag, 27. 6. OmU 
Jean Marais, Josette Day, Michel · 
Auclair 

Mittwoch, 3. 7. 
Heinz Rühmann, Mart in He ld, Walter 
Giller, Hannelore Schroth 
DER HAUPTMANN VON 
KÖPENICK (12) 
Heinz Rühmann in se iner bedeutend" 
sten Rolle. 
Nach Carl Zuckmayers Bühnenstück, 
von Käutner inszeniert 

LA BELLE ET LA BETE 
Donnerstag, 4. 7. 

(16) Eva Renz i, Paul Hubschmid, 
PLAYGIRL (13) Regie: Jean Cocteau 

Freitag, 28. 6. bis 1. 7. 
Warren Beatty, Faye Ounaway, Michael 
J. Pollard, Estelle Pearsons, Gene 

Eva Renzi in der vie lumstrittenen, viel- -
gelobten Schöpfung von Will T remper, 
dem Enfant terr ible im deutschen Film 

Hackman, Oenver Pyle 
BONNIE UND Cl VDE 
Regie: Arthur Penn 
Dienstag, 2. 7. 

(18) Freitag, 5. 7. bis 8. 7, w 
Werner Enke, Uschi Glas, Henry van 
Lyck, Rainer Basedow 
ZUR SACHE SCHÄTZCHEN (16) 
Reg ie : May Spils 

FIEBER IM BLUT (16) Die Geschichte eines „Fummlers", des· 
Nach dem Roman von Wi lliam lnge: sen „schlaffes Gemüt es nicht ver-
das faszin ierende Bild einer entwur- trägt", wenn ·die Dinge sich morgens 
ze lten J ugend schon so dynamisch entwickeln" . 
Änderungen vorbehalten: w = wertvoll, bw = besonders wertvoll, OmU = Original 
mit Untertiteln. · 
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